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Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 

behaupten: und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 

schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 

Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im X. Jahrhundert. 
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Gebäude des Konfumvereins 
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75 in Langnau (Zürich). 
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Vorteilhaftester TEE 


offen und in Düten 


Souchong - Indian - Mischung 
Souchong - Pekoe - Mischung | 
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und Aroma. 
Konkurrenzprodukten. 
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Ceylon Indian-Mischung 


Bezug durch das weltbekannte Tee-Departement der britischen 
Konsumverbände. Grösste Garantie in Bezug auf Reinheit, Geschmack 


Bei gleicher Qualität billigster Preis gegenüber den 
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Einzige Bezugsquelle für Konsumvereine: 

Verband schweizerischer Konsumvereine 
Abteilung: Kolonialwaren. 
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bas eidg. Lebensmittelgesetz nit sämtlichen Verordnungen 


kann durch die Abteilung Bureauartikel bezogen werden. 


Jeder Konsumverein sollte 1—2 Expl. dieses für den Lebensmittelverkehr unerlässlichen Gesetzes mit Ver- 


ordnungen besitzen. 
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Verband ſchweig. Konſumvereine. 
Kreis XV, Vorort Chur. 


Einladung zur Kreiskonferen; 
auf 
Sonntag den 30. Oktober 1910, in das Hotel 
„Tandquart in Landquart. 


Traktanden: 


1. Referat: Der Geldverkehr der Verbandsvereine mit der 
Zentralſtelle. Referent: Herr B. Jäggi, Präſident der 
Verwaltungskommiſſion des V. S. K. 

2. Beſprechung von gemeinſamen Warenbezügen der Kreis— 
vereine vom Verband. Konſumverein Davos. 

3. Beſtimmung des nächſten Verſammlungsortes. 

4. Allgemeine Umfrage. 

Die Verhandlungen beginnen vormittags 11 Uhr, mit 
Fortſetzung nach dem Mittageſſen. 

Gemeinſchaftliches Mittageſſen im Hotel. Wir bitten 
die Vereine, die Teilnehmerzahl bis zum 28. Oktober der 
Verwaltung der Konſumgenoſſenſchaft Rhätia in Landquart 
anmelden zu wollen. 

Der RNreisvorſtand. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Angebot. 


Seide Tochter wünscht Stelle als Hilfsverkäuferin, 
wobei sie sich im zenossenschaftlichen Ladenservice ausbilden 
könnte. Eventuell würde selbe eine Stelle annehmen als Ver- 
käuferin in einem Konsummilchgeschäft, weil hierin bewandert 
Offerten erbeten an den V. S. K. unter Chiffre F. K. 35 Basel. 


K aufmännisch gebildeter, absolut seriöser, junger Mann, Kenner 
der Tuch- und Kolonialwarenbranche, beider 
Sprachen mächtig sucht Stelle als 


Filialleiter. 


Zeugnisse und Referenzen stehen zu Diensten. Gefl. Anfragen 
unter E. B. 186 befördert der V.S.K. Basel. 


An die Tit. Verwaltungen der Konsumvereine 


richten wir die höfliche Bitte, bei Bedarf von Arbeitskräften die 
Angebote auf dem „Genossenschaftlichen Arbeitsmarkt“ bestens zu 
berücksichtigen. Die Verwaltungskommission des V. S. K. 
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Mit I} d it können jeder- 
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Abteilung Bureauartikel des V. S. K. bezogen werden. 
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Angriffe auf die Neutralität der Konfumvereine 
im Kanton Bern. 


Die unter dieſem Titel in No.41 des „Schweiz. Konſum— 
verein“ erſchienene Warnung hat uns nicht weniger als 
drei Erwiderungen oder Richtigſtellungen verſchafft, die 
wir der Reihenfolge des Eingangs nach, wie verſprochen, 
wiedergeben. 

In erſter Linie ſchreibt uns Herr Gottfried Hoffmann 
in Biel was folgt: 

Die ſozialdemokratiſche Partei des Kantons Bern hat 
ſich, wie die ſchweizeriſche Partei und alle übrigen kan— 
tonalen 2 . der Arbeiterſchaft, die Aufgabe geſtellt, 
eine energiſche genoſſenſchaftliche Propaganda zu 
entwickeln. Sie verlangt von ihren Referenten, immer und 
immer wieder darauf hinzuweiſen, daß neben der gewerk— 
ſchaftlichen und politiſchen Organiſation der Arbeiterſchaft 
auch für die genoſſenſchaftliche Organiſation mit aller 
Energie gearbeitet werden müſſe, von der Erkenntnis aus— 
gehend, daß dieſe drei Hauptorganiſationen in erſter Linie 
berufen ſind, das Proletariat zur Selbſtſtändigkeit zu er— 
ziehen und von der Knechtſchaft des Kapitals zu befreien. 
Die kantonale berniſche Sozialdemokratie ſtellt denn auch Re— 
ferenten nur für die konſumgenoſſenſchaftliche Propaganda. 
Daß eine ſolche Propagandaarbeit von der Parteikaſſe 
große Opfer verlangt, iſt klar. Deshalb wurden die Konſum— 
genoſſenſchaften, weil fie in erſter Linie von dieſer Propa— 
gandaarbeit profitieren, um billige Unterſtützung derſelben 
angegangen. Anläßlich des Parteitages in Nidau vom 1. 
bis 2. Oktober 1910 wurde nun vom abtretenden Partei— 
präſidenten in der Diskuſſion über den Geſchäftsbericht 
geſagt: 

„Es ſei zu bedauern, daß die Konſumgenoſſenſchaften 
die genoſſenſchaftliche Propagandaarbeit der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei zu wenig würdigen und zu wenig unter— 
ſtützen. Das ſei Ueberneutralität und hier vollſtändig de— 
placiert. Die Neutralitätsfrage ſpiele hier keine Rolle, denn 
das Geld werde ja nicht zu Parteizwecken verwendet“. 

Wenn nun im „Grütlianer“ der Jahresbericht und die 
ſich daran ſchließende Diskuſſion nicht auseinander gehalten 
wurden, wenn ferner den Worten des Parteipräſidenten 
ein anderer Sinn beigemeſſen wurde als er geſprochen 
hat, jo muß dies auf ein Mißverſtändnis des Korreſpon— 
denten zurückzuführen ſein. Nicht von einer finanziellen 
Unterſtützung der ſozialdemokratiſchen Partei als ſolcher 
wurde geſprochen, ebenſowenig wurde eine ſolche verlangt 
und wird auch keine verlangt werden, ſondern nur von 
einer Unterſtützung der genoſſenſchaftlichen Propaganda— 
arbeit, die die Partei tatſächlich leiſtet und die wohl von 
niemanden beſtritten wird und beſtritten werden kann. 
Man war ſeiner Zeit ſogar der Anſicht, daß über dieſe 
Subſidien — wenn tatſächlich von den Konſumgenoſſen— 
ſchaften ein anſehnlicher Betrag eingegangen wäre — 
geſonderte Rechnung zu ſtellen ſei. Wer nun behaupten 
kann, eine ſolche Unterſtützung genoſſenſchaftlicher Propa— 
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Konſumgenoſſenſchaften, der leidet tatſächlich an Ueber— 
Neutralität, (das Wort „Neutralitätsduſelei“ brauchte der 
Parteipräſident nicht), oder wünſcht die genoſſenſchaftliche 
Propagandaarbeit durch die politiſch organiſierte Arbeiter— 
ſchaft nicht. 

Was nun den Vorwurf, den das Verbands-Sekretariat 
gegen den Präſidenten der ſozialdemokratiſchen Partei des 
Kantons Bern, der „in führender Stellung bei unſerem 
Verbandsverein in Biel tätig iſt“, anbelangt, ſei hier kurz 
erwähnt, daß dieſer Genoſſe und Genoſſenſchafter die Neu— 
tralität der Konſumgenoſſenſchaft Biel in politiſcher wie 
konfeſſioneller Hinſicht noch nie angetaſtet hat, daß er ſich 
aber erlaubt, zu unterſuchen, ob die Neutralität wirklich 
in Frage komme oder nicht. Er würde nicht anſtehen, 
einer bürgerlichen, und wenn es auch eine ſogenannte 
bürgerlich-demokratiſche Partei wäre, die Ausrichtung 
einer Unterſtützung für genoſſenſchaftliche Propaganda— 
arbeit zu empfehlen, wenn ebenfalls der Beweis erbracht 
würde, daß für das Konſumgenoſſenſchaftsweſen von Partei— 
wegen gearbeitet wird. Leider iſt dies eben nicht nur nicht 
der Fall, ſondern das Gegenteil trifft gerade zu. Letzterer 
Punkt mag wohl der Grund ſein, warum bürgerliche Ge— 
noſſenſchafter, „die in führender Stellung in der Konſum— 
genoſſenſchaftsbewegung ſtehen“, mit Argusaugen über die 
Neutralität wachen, dabei gewöhnlich zu ſchwarz ſehen, 
d. h. hinter jedem energiſchen Wort und hinter jeder ent— 
ſchiedenen Handlung eines Sozialdemokraten Angriffe auf 
die Neutralität erblicken. Selbſt Demokraten können 
in dieſem Punkt zu weit gehen! — H. 

Die zweite Erwiderung geht uns von dem Sekretär 
der Geſchäftsleitung, Herrn Balmer, zu und hat folgen— 
den Inhalt: 

„Im „Schweiz. Konſumverein“ (Nr. 41) wird mir zur 
Laſt gelegt, anläßlich des Parteitages der ſoz.-dem. Partei 
des Kantons Bern, einen Angriff auf die Neutralität der 
berniſchen Konſumvereine unternommen zu haben. Als 
Grundlage dient eine wörtlich zitierte Stelle aus dem Be— 
richte des „Grütlianer“ über die Verhandlungen des Partei— 
tages. 

Dazu habe ich zu bemerken, daß der Berichterſtatter 
des „Grütlianer“ eine Unterlaſſungsſünde begangen hat; 
nach Ausführung all der Punkte, über welche im Jahres- 
bericht Rechenſchaft abgelegt worden iſt, hätte er beifügen 
ſollen, daß in der Diskuſſion gerügt wurde, daß es 
noch ſo viele Konſumgenoſſenſchaften gebe, die unſere Partei 
nicht unterſtützen, obgleich dieſelbe eine ſo intenſive Pro— 
paganda für das Konſumweſen entwickle. 

Im Jahresbericht ſteht von einer Rüge kein Wort. 
Ich habe mich damit begnügt, die Tätigkeit der ſoz-dem. 
Partei im Genoſſenſchaftsweſen zu ſkizzieren und im An— 
ſchluß daran die Genoſſenſchaften aufzuzählen, die, auf 
unſere Einladung hin, unſere Propagandaarbeit mit einem 
Beitrag würdigten. 
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Was die prinzipielle Frage anbetrifft, die finanzielle 
Unterſtützung der genoſſenſchaftlichen Propaganda unſerer 
Partei durch die Konſumgenoſſenſchaften, jo ſei mir ge— 
ſtattet, den Spieß umzukehren und zu ſagen, die Aus— 
führungen im „Schweiz. Konſumverein“ beweiſen aufs neue, 
wie wenig Verſtändnis in einem gewiſſen Milieu der 
ſozialen Bewegung dee Arbeiterſchaft entgegengebracht wird, 
und wie manchem Genoſſenſchafter, der ſich zum „Stab— 
brecher“ berufen fühlt, die notwendige Einſicht in das 
Weſen dieſer Bewegung abgeht.“ 

Zum Schluſſe nimmt auch der Korreſpondent des 
„Grütlianer“ zu unſerem Vorgehen Stellung, in dem er 
den von uns dort beauſtandeten Paſſus folgendermaßen 
zu läutern ſucht: 

„Da wir nun einmal das Intereſſe des Herrn Dr. 
Schär geweckt haben, jo ſehen wir uns veranlaßt, zu 
unſerm Bericht einiges zu ergänzen und richtigzuſtellen. 
Erſtens ſtund jener Paſſus nicht im Jahresbericht von 
Sekundarlehrer Balmer, ſondern es wurde in der nach— 
folgenden Diskuſſion vom Parteipräſidenten, ergänzend 
zum Jahresbericht, konſtatiert, daß es leider noch jo viele 
Konſumgenoſſenſchaften gebe, welche die Partei, oder beſſer 
geſagt, die genoſſenſchaftliche Propaganda derſelben ſo wenig 
zu würdigen wiſſen, was abſolut nicht im Intereſſe der 
Genoſſenſchaften liege. — Dieſe Gedanken wurden vom 
Votauten näher erörtert und begründet. Es handelte ſich 
alſo abſolut nicht darum, die Konſumvereine „aus ihrer 
bisherigen korrekten Haltung herauszubringen“, da ja all— 
fällig an die Partei abgeführtes Geld ſeinem Zwecke nicht 
entfremdet würde, ſondern ausgeſtreut, dem Genoſſenſchafts— 
weſen wieder reichlich zugute käme. Die Ausführungen 
des Votanten machten ſeinem Genoſſenſchaftsgeiſte alle 
Ehre, jo daß ihm auch die „einſichtigen Männer“ und in 
allererſter Linie die Genoſſenſchafter vollſtändig beipflichten 
konnten. Von anderer Seite wurde auf die genoſſenſchaft— 
liche Agitationsarbeit unſerer Parteipreſſe hingewieſen, 
und betont, daß dieſelbe auf dieſem Gebiete jchon ſehr 
viele und fruchtbringende Arbeit geleiſtet, weil ſie hierzu 
ja weit eher befähigt iſt als die genoſſenſchaftliche Tages— 
literatur, da letztere eben nur von ſolchen geleſen wird, 
welche bereits genoſſenſchaftlich organiſiert ſind, während 
unſere Parteipreſſe auch noch andere Kreiſe zu erfaſſen 
vermag. 

Wenn wir in unſerem Bericht über dieſes Traktandum 
nicht ausführlicher referierten, ſo geſchah es aus Rückſicht 
auf den Platz im „Grütlianer“ und weil wir das Ver— 
ſtändnis der Leſer des letztern für dieſe Materie als ſelbſt— 
verſtändlich vorausſetzten. — Die Redaktion des „Schweiz. 
Konſumverein“ wird freundlichſt eingeladen, von dieſen Aus— 
führungen in ihrem Organ Notiz zu nehmen“. 

Nachdem wir ſo allſeitig den Korreſpondenten, die 
ſich durch unſeren Artikel betroffen fühlten, das Wort ge— 
laſſen haben, erlauben wir uns, ohne auf perſönliche An— 
würfe einzutreten, zu den Erwiderungen ebenfalls Stellung 
zu nehmen. 

In erſter Linie konſtatieren wir mit Vergnügen, daß 
auch am Parteitag der berniſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
Niemand von den berniſchen Konſumvereinen verlangt hat, 
ſie ſollten den Grundſatz der politiſchen oder konfeſſionellen 
Neutralität aufgeben und daß nach dieſer Richtung hin 
unſere Befürchtungen unbegründet waren. Wir müſſen je— 
doch beſtreiten, daß wir ohne Grund unſern Warnruf er⸗ 
laſſen haben. Wir ſind berechtigt, wenn wir von den Ver— 
handlungen einer doch immerhin bedeutenden Partei, wie 
die ſozialdemokratiſche Parteiorganiſation des Kantons Bern 
ſie darſtellt, Kenntnis erhalten, dieſen Verhandlungen und 
den dort gefaßten Beſchlüſſen oder unwiderſprochen ge— 
bliebenen Berichten eine größere Bedeutung beizumeſſen 
und wir ſind ferner berechtigt, anzunehmen, daß wenn 
über dieſe Verhandlungen ein Bericht im „Grütlianer“ 
erſcheint, dieſer Bericht ſei genau und unmißverſtändlich. 
Das Gegenteil anzunehmen, wäre eine Geringſchätzung 


ſowohl der politiſchen Organiſation wie auch des „Grüt— 
lianer“ und von deſſen Mitarbeitern, zu der wir keine 
Veranlaſſung haben. Nun iſt doch Tatſache, daß in der 
von uns benützten und unwiderſprochen gebliebenen 
Korreſpondenz ſich die Sätze finden: „gerügt wird, daß es 
noch jo viele Genoſſenſchaften gibt, die die (— ergänze: 
ſozialdemokratiſche —) Partei ſo wenig unterſtützen. Hier 
ſei die Neutralitätsduſelei vollſtändig deplaziert“. Aus die— 
ſen Sätzen geht doch deutlich hervor, daß die ſozialdemo— 
kratiſche Partei von den Konſumgenoſſenſchaften allgemein 
Unterſtützung erwartet, (ſonſt würde fie das Unterlaſſen 
von Unterſtützungen nicht rügen) und daß ſie die Nicht— 
bewilligung von Beiträgen als Neutralitäts duſelei, die 
vollſtändig deplaziert ſei, beanſtandet. 

Die Konſumgenoſſenſchaften im Kanton Bern gehören, 
ſoweit uns bekannt, alle, mit Ausnahme der Unions— 
bäckerei in Bern, unſerm Verbande an; letzterer ſtellt an 
die Spitze ſeiner Statuten die Vorſchrift: „der Verband 
iſt parteipolitiſch neutral“ und gewährt die Aufnahme nur 
Vereinen, die ſich ebenfalls verpflichtet haben, parteipolitiſch 
neutral zu ſein. Damit übernimmt der V. S. K. auch die 
Verpflichtung, darüber zu wachen, daß dieſen Vorſchriften, 
deren Verletzung ſogar den Ausſchluß nach ſich ziehen 
könnte, nachgelebt werde. Oder ſollen dieſe Vorſchriften, 
die von jeher einhellig aufgeſtellt wurden, blos als De— 
koration auf dem Papier bleiben? 

Wir haben alſo nichts als unſere Pflicht getan, als 
wir, ſobald wir oben reproduzierte Behauptungen geleſen 
haben, auf das Unzuläſſige eines ſolchen Verlangens hin— 
wieſen und unſeren Verbandsvereinen gegenüber der Rüge, 
die ihnen hier von einflußreicher Seite zu Teil wurde, 
den Rücken zu decken ſuchten. Wenn wir nun unrichtig 
berichtet waren und zu Unrecht Partei, Präſident und 
Aktuar angegriffen haben, ſo trägt die Schuld hieran die 
irreführende Darſtellung des Grütlianerkorreſpondenten 
und deshalb müſſen wir die Inſinuation, ohne Not zum 
Aufſehen gemahnt zu haben, zurückweiſen. 

Da durch die drei Erwiderungen, die vorſtehend ab— 
gedruckt ſind, nun feſtgeſtellt wird, daß die ſozialdemo— 
kratiſche Parteiorganiſation des Kantons Bern ein Geſuch 
an die dortigen Verbandsvereine gerichtet hat, ſie möchten 
die ſpezielle genoſſenſchaftliche Propaganda dieſer Partei 
durch beſondere Subventionen fördern, ſind wir des 
Ferneren verpflichtet, die Frage zu prüfen, ob die Gewährung 
ſolcher Subventionen im Intereſſe unſerer Bewegung liegt. 
Und da iſt unſere perſönliche Auffaſſung die, daß, ſo ſehr der 
gute Wille der Parteileitung der ſozialdemokratiſchen Partei 
des Kantons Bern und deren Eintreten für das Genoſſen— 
ſchaftsweſen anzuerkennen ſind, die Abgabe von Subventionen 
nicht unbedenklich iſt. Es iſt zuzugeben, daß von den be— 
ſtehenden großen politiſchen Parteien der Schweiz nur die 
ſozialdemokratiſche es wagt, offen für die allgemeine Kon— 
ſumgenoſſenſchaftsbewegung einzuſtehen und zwar nicht 
erſt ſeit September 1910, wie die deutſche Partei, ſondern 
ſchon geraume Zeit früher und es iſt auch anzuerkennen, 
daß im Großen und Ganzen bei dieſer Propaganda nicht 
nur auf Züchtung von Dividendenjägern hingearbeitet, 
ſondern daß auf Innehaltung und Durchführung richtiger 
genoſſenſchaftlicher Grundſätze gehalten wird. Die anderen 
großen politiſchen Parteſen vermögen ſich heute in der 
Regel infolge ihrer ganz anders geſtalteten Zuſammen— 
ſetzung nicht zu einer Förderung oder Empfehlung der 
konſumgenoſſenſchaftlichen Bewegung zu entſchließen, aus 
Furcht, im Wettlauf der Parteien dadurch eine mehr oder 
weniger große Anzahl von Anhängern vor den Kopf zu 
ſtoßen und an andere Parteien zu verlieren, trotzdem ſich 
je und je auch in den anderen Parteien eine große Zahl 
eifriger Anhänger unſerer Sache befunden haben und noch 
befinden. 

Wenn es ſich alſo darum handeln ſollte, einer po— 
litiſchen Partei einen Preis dafür zu ſtiften, daß ſie als 
ſolche für die Konſumgenoſſenſchaften eintritt, ſo müßten 


wir in der Schweiz dieſen Preis zurzeit zweifellos der 
ſozialdemokratiſchen Partei zuerkennen. 

Dieſe Zuerkennung von Kränzen und Preiſen iſt zur 
Zeit jedoch nur bei Schützen- und anderen Feſten gebräuch- 
lich und noch nicht in's politiſche und wirtſchaftliche Partei— 
leben übergegangen und bis jetzt war es noch nicht üblich, 
daß die politiſchen Parteien dafür, daß ſie mit aller Energie 
für die Ausbreitung ihrer Ideen und die Verwirklichung 
ihrer Programmpunkte eintraten, irgend eine materielle 
Belohnung erwarten. Das Gefühl der Befriedigung, für 
das, was es im allgemeinen Wohle als richtig erachtet, 
mit aller Energie eingetreten zu ſein, iſt die einzige Be— 
lohnung des Parteipolitikers und ſoll es unſeres Erachtens 
auch bleiben. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann alſo 
eine Subvention einer Partei dafür, daß ſie prinzipiell 
für die Förderung des Genoſſenſchaftsweſens eintritt, nicht 
wohl begründet werden. Mit gleichem Rechte konnte eine 
Partei, die für das Abſyntverbot, oder für die Eijenbahn- 
intereſſen einer beſtimmten Gegend, oder für die Intereſſen 
einer beſtimmten Aktiengeſellſchaft eintrat oder eintritt, von 
den organiſierten Abſtinenten, oder von den Bewohnern 
der betreffenden Gegend, oder von der betreffenden Aktien— 
geſellſchaft eine Belohnung in Geſtalt einer Subvention 
verlangen. Damit würden wir uns aber amerikaniſchen 
Zuſtänden nähern, und die wollen doch auch die Befür— 
worten einer Subvention nicht. Daß übrigens die Geſchäfts— 
leitung der ſozialdemokratiſchen Partei des Kantons Bern 
mit ihrer Auffaſſung einzig daſteht, wird dadurch be— 
wieſen, daß in den anderen Schweizerkautonen, wo die 
ſozialdemokratiſche Partei das gleiche Programm hat und 
die gleichen Prinzipien vertritt, ſolche Subventionsgeſuche 
unbekannt ſind. 

Soweit alſo die allgemeine Empfehlung des Genoſſen— 
ſchaftsweſens in Partei- und Propaganda-Verſammlungen 
oder in der Parteipreſſe in Betracht kommt, halten wir 
die Gewährung von Subventionen, auch wenn wir uns 
in die Lage des Geſuchſtellers verſetzen, nicht für aus— 
reichend begründet. 

Es bleibt noch zu unterſuchen, ob für die Abhaltung 
von beſonderen genoſſenſchaftlichen Propagandaverſamm— 
lungen allgemeine Subventionen gerechtfertigt ſeien. 
Auch hier können wir die Frage nicht bejahen, ſondern 
müſſen die Anſicht vertreten, daß in dieſen Fällen nur 
eine ſpezielle Entſchädigung für den einzelnen Anlaß durch 
die betreffende Genoſſenſchaft, für die die Propaganda— 
verſammlung Vorteil bringen ſoll, ſich rechtfertigen ließe. 
Da fällt nun aber in Betracht, daß der Verband ja für 
alle dieſe Propagandaverſammlungen Referenten, die das 
ſpezielle Vortragsthema vollſtändig beherrſchen, zur Ver— 
fügung ſtellt und zwar unentgeltlich. Die einzelnen Ver— 
bandsvereine, die die Wahl haben, zwiſchen zwei Referenten, 
von denen der eine bezahlt werden muß, der andere nicht, 
werden ſchon in Befolgung des genoſſenſchaftlichen Grund— 
ſatzes, den größtmöglichen wirtſchaftlichen Effekt mit dem 
geringſten wirtſchaftlichen Aufwand zu erreichen, den Refe— 
renten des Verbandes vorziehen. 

Trotzdem das Subventionsgeſuch der ſozialdemokratiſchen 
Partei ſchon vor längerer Zeit erlaſſen wurde, ſind unſeres 
Wiſſens dieſe ſpeziellen genoſſenſchaftlichen Referate der 
ſozialdemokratiſchen Parteireferenten von unſeren Verbands— 
vereinen noch nie verlangt worden, was ſeine Erklärung 
darin findet, daß wir von Verbandswegen bisher noch 
immer dem Geſuche um Stellung von Referenten ent— 
ſprochen haben, und daß für rein genoſſenſchaftliche Propa— 
ganda noch nie Erſatz an anderen Orten hat geſucht werden 
müſſen. Von einer in Betracht fallenden Zahl von ſpeziellen 
Vorträgen über das Genoſſenſchaftsweſen, die von der 
Geſchäftsleitung der berniſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
verauſtaltet worden wären, iſt uns auch nichts bekannt 
geworden, ſo daß, falls jedes Referat einzeln honoriert 
werden müßte, die hiefür eingehenden Summen keinen 
großen Betrag erreichen könnten. 
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Wenn alſo dieſe ſpezielle Honorierung besonderer 
genoſſenſchaftlicher Vorträge ſich einigermaßen begründen 
ließe, ſo darf doch nicht verhehlt werden, daß auch ein 
ſolches Vorgehen nicht unbedenklich erſcheint und im Inte— 
reſſe unſerer Bewegung beſſer unterlaſſen wird und zwar 
von dem Geſichtspunkte aus, daß dadurch bei Leuten, die 
nicht ſo ſubtil unterſcheiden können, wie unſere eingangs 
dieſes Artikels zu Wort kommenden Korreſpondenten, doch 
der Eindruck erweckt würde, als ſei hiemit allerdings auf 
Umwegen, eine Subvention der ſozialdemokratiſchen Ge— 
ſchäftsleitung beabſichtigt. Die Folge davon wird ſein, daß 
ſolche Konſumenten, die Gegner der ſozialdemokratiſchen 
Partei ſind und es gibt derer zur Zeit im Kanton 
Bern noch mehr als Anhänger — vom Beitritt abgehalten 
werden, oder, wenn fie ſchon Mitglied find, vielleicht aus— 
treten oder ihre Bezüge reduzieren. Wenn wir unſer Ziel, 
die Konſumkraft des ganzen Schweizervolkes zu organi— 
ſieren, erreichen wollen, müſſen wir unſere Konſumvereine 
ſo leiten und verwalten, daß es jedem Bürger, gleichviel 
welcher Partei er angehört, in unſerer Organiſation gefällt. 
Im Gegenſatz zum Staate, wo jeder gezwungen iſt, mit— 
zuwirken, beruht unſere Bewegung auf dem Prinzip der 
Freiwilligkeit. Wir können Niemanden zwingen, Mitglied 
zu werden oder zu bleiben und darum müſſen wir — 
abgeſehen von wirtſchaftspolitiſchen Aktionen — alles ver- 
meiden, was Konſumenten von dem Einbringen ihrer 
Konſumkraft in unſere Organiſation abhalten köunte. Leider 
ſind die Parteigegenſätze, im Kanton Bern wie überall, ſo 
ſtarke, daß die Tatſache, daß eine Konſumgenoſſenſchaft 
einer beſtimmten politiſchen Partei eine Subvention ge— 
währen würde, auch wenn der Gegenwert durch eine 
ſpezielle Arbeit reichlich geboten wäre, diejenigen Mit— 
glieder, die andern Parteien angehören, vor den Kopf 
ſtoßen und dort eine Mißſtimmung erzeugen würde, die 
unſerer Sache nicht förderlich wäre. 

Im Kanton Bern ſind unſeren meiſt jungen Verbands— 
vereinen noch verhältnismäßig wenig Mitglieder an- 
geſchloſſen. In dem Wirtſchaftsgebiet, das die berniſchen 
Verbandsvereine beanſpruchen, wohnen nach der Volks— 
zählung vom Dezember 1900 78,387 Haushaltungen; un— 
ſere Verbandsvereine zählen aber auf Ende 1909 nur 
27,084 Mitglieder 34,6%, alſo bedeutend unter dem 
ſchweizeriſchen Durchſchnitt. Es bleibt alſo, abgeſehen von 
dem noch gar nicht bearbeiteten Gebiete, in dem heutigen 
Rayon unſeren Verbandsvereinen noch ſehr viel zu werben 
übrig, wenn nur einigermaßen der Stand in anderen 
Kantonen erreicht werden ſoll, haben wir doch Verbands— 
vereine die nur 6,2, 8,8, 10,8, 11 ꝛc. Prozent der Be⸗ 
völkerung ſich angegliedert haben, ſelbſt in dem induſtrie— 
ellen Biel bleibt die Verhältniszahl mit 56,4% bedeutend 
hinter anderen großen Städten zurück. Ein Grund, wa— 
rum die Angliederung neuer Mitglieder an unſere berniſchen 
Verbandsvereine ſo langſam und zögernd erfolgt, iſt nicht 
zuletzt die Behauptung unſerer Gegner, die Konſumvereine 
ſeien eine ſpezifiſche ſozialdemokratiſche Inſtitution. Nirgends 
in der Schweiz wird vielleicht ſo eifrig mit dieſer Lüge 
gegen uns hauſiert, wie im Kanton Bern und vielleicht 
auch nirgends mit ſo viel Erfolg, haben wir doch zu un⸗ 
ſerem Erſtaunen gelegentlich vernommen, daß ſelbſt viele 
eidgenöſſiſche und kantonale Beamte, denen man mehr 
Urteilsfähigkeit zutrauen dürſte, im Gegenſatz zu ihren 
Berufskollegen in anderen Kantonen, den lokalen Konſum— 
vereinen nicht beitreten und dieſe Haltung mit dem Hin— 
weis auf ihre Zugehörigkeit zu einer anderen politiſchen 
Partei begründeten. 

Gerade jetzt wird ja anläßlich der Veröffentlichung 
des Beſchluſſes der berniſchen landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften, auch das Konſumgeſchäft einzuführen“), wieder 
urbi et orbi verkündigt, die bis jetzt beſtehenden allge— 

) Wir werden ſpäter auf dieſen Beſchluß zurückkommen und 
verweiſen unſere Leſer einſtweilen auf den Leitartikel in Nr. 22 der 
allgemeinen Ausgabe des „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“. 
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meinen berniſchen Konſumvereine jeien von Sozialdemo— 
kraten gegründet und dieſen nur ein Mittel zum Zweck, 
auf dem Lande, wo dies ſonſt nicht möglich wäre, Boden 
zu faſſen. 

Wenn dieſe Behauptung auch den Tatſachen nicht 
entſpricht, ſo findet ſie eben doch bei vielen kritikloſen 
Leuten Glauben und es wird jede ſcheinbare Abweichung 
vom Neutralitätsprinzip von unſeren Gegnern zur Be— 
gründung dieſer Behauptung verwertet. Darum ſoll auch 
nur der Schein einer Subvention der ſozialdemokratiſchen 
Partei vermieden werden und darum erachten wir es im 
wohlverſtändlichen Intereſſe unſeres berniſchen Verbands— 
vereines, wenn ſie auch in Zukunft davon Umgang nehmen, 
ſpezielle genoſſenſchaftliche Propagandavorträge, ſofern 
ſolche von einer beſtimmten politiſchen Partei veranſtaltet 
werden, finanziell zu honorieren. Wir glauben, daß alle 
einſichtigen Sozialdemokraten, denen das Wohl der Ge— 
noſſenſchaftsbewegung nicht weniger gilt wie das der Partei, 
unſerem Rate zuſtimmen müſſen. 


„ Zehn Jahre Entwicklung des Konfumvereins 
Frankfurt a. M. und Umgegend.“) 


Wer glaubt es handle ſich nur um die Geſchichte 
eines Dezenniums iſt im Irrtum. Die mit vielen ſchönen 
Illuſtrationen aus den Betrieben des Frankfurter Konſum— 
vereins a. M. ausgeſtattete Schrift — zugleich ein ſpre— 
chendes Zeugnis für die Leiſtungsfähigkeit der Union— 
druckerei — enthält nicht nur eine überfichtliche Darſtellung 
der einzelnen Eutwicklungsetappen der letzten zehn Jahre, 
ſondern auch ſehr intereſſante geſchichtliche Reminiſzenzen 
aus der Konſumvereinsbewegung in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. Der heutige Konſumverein Frankfurt a. M. 
und Umgebung hatte ſchon Vorläufer, die beinahe gleich— 
zeitig mit den konſumgenoſſenſchaftlichen Beſtrebungen in 
Zürich unter Bürkli und Treichler ſich entwickelten, aber 
leider wieder verſchwanden. In den ſiebenziger Jahren 
begegnen wir wieder einem Aufflackern der genoſſenſchaft— 
lichen Flamme, die aber nur verzerrte anſtatt entzündete. 
Bis wie weit die Beſtrebungen zu gemeinſamer Beſchaffung 
von Lebensmitteln zurückgehen, konnte eigentlich nie in 
Erfahrung gebracht werden. Schon in der Mitte des 19. 
Jahrhunderts beſtand eine „Geſellſchaft zur Beſchaffung 
von billigen Winterbedürfniſſen“, die ſich im Mai 1855 
als Konſumverein konſtituierte, wahrſcheinlich unter dem 
Einfluſſe der damaligen demokratiſchen Bewegung, denn 
Frankfurt war damals der Mittelpunkt des politiſchen 
Lebens in Deutſchland. 

Aus dem Statut dieſes Vereins, der ſeine Wurzeln 
noch in vormärzlicher Zeit hatte, möge Folgendes 
hervorgehoben werden: Vereinszweck war, Lebensmittel 
im Großen anzuſchaffen und den Mitgliedern zum Koſten— 
preiſe zu überlaſſen. Der Koſtenpreis verſteht ſich unter 
Hinzurechnung von Unkoſten und Speſen. Der Verein 
erfüllt doppelte Leiſtungen, und zwar ſchafft er Waren zum 
beſtändigen Verkauf an, zweitens kauft er zu geeigneter Zeit 
Wintervorräte und überläßt dieſe dann den Mitgliedern 
Das erſtere ſoll durch das Aktienkapital, das zweite 
durch gewöhnliche Beiträge geſchehen. Aus dem Statut 
geht weiter hervor, daß damals ſchon die gleichen Grund— 
ſätze vorhanden waren wie bei den heutigen Konſum— 
vereinen. Hauptprinzip war ebenfalls Wareneinkauf im 
Großen und Abgabe im Kleinen zu billigen Preiſen. Ein 
Paragraph ſchreibt die Barzahlung vor. Kredit wurde 
nur gewährt, ſoweit das betreffende Mitglied Aktien oder 
ſonſtiges Guthaben beim Verein hatte, ein Verfahren, wie 
es auch heute noch bei Genoſſenſchaften vielfach üblich iſt. 

Der damalige Konſumverein hatte aber noch einen 
andern Vorläufer in der gemeinſchaftlichen Beſchaffung von 
notwendigen Lebensmitteln, das war die freie Reichsſtadt 


*) gehn Jahre Entwicklung 1900-1910. Selbſtverlag des 
Konſumvereins für Frankfurt a. M. und Umgegend. 


Frankfurt ſelbſt, das Demokratenneſt, wie es von Konſer— 
vativen verächtlich bezeichnet wurde. In den Herbſt- und 
Wintermonaten richtete der „hohe“ Senat der Stadt Kar— 
toffelkeller ein, kaufte Kartoffeln im Großen und gab 
dieſelben dann zum Koſtenpreiſe im Kleinen an die ärmere 
Bevölkerung ab. Auch der Konſumverein beſchäftigte ſich 
mit der Einkellerung von Herbſtfrüchten. Leider machten ſich 
beide Käufer gegenſeitig Konkurrenz bei der Bedarfsdeckung. 
Die Schuld der hohen Preiſe ſchob eine Partei der andern 
in die Schuhe, bis die Stadt vom Einkaufen zurücktrat und 
dem „Konſum“ dieſe Aufgabe überließ. Die kommunal— 
politiſche Einſicht jener Demokraten wollte ſich aber die 
Mithülfe der Stadt nicht entgehen laſſen und dieſelbe 
weiterhin an der Erfüllung einer echt deutſchen Stadtauf— 
gabe mitintereſſieren. Der Konſumverein richtete daher 
eine Eingabe an den Senat der Stadt Frankfurt zwecks 
Hergabe eines Vorſchuſſes von fl. 3000, zinslos auf 6 
Monate zur Beſchaffung von 3000 Malter Kartoffeln, um 
ſolche daun zum Koſtenpreiſe im Kleinen abzugeben. In 
der Begründung wurde u. a. geſagt, daß damit der ärme— 
ren Bevölkerung eine große Wohltat erwieſen würde, daß 
außerdem der Verein damit preisvegulievend wirken werde 
und daß ſomit die ganze Bevölkerung Vorteil hätte. Die 
Stadtkämmerei und das Rechneiamt befürworteten die Ge— 
währung des Darlehens. Auch das Polizeiamt hatte 
grundſätzlich gegen den Zweck des Vorhabens nichts ein— 
zuwenden, glaubte aber betonen zu müſſen, daß ſolche 
Maßregeln allen Bewohnern der Stadt, aber nur dieſen 
zu gut kommen ſollen. Was uns Schweizer, und ſpeziell 
die Konſumgenoſſenſchafter, ganz beſonders intereſſiert, iſt 
die Beurteilung, deren ſich der Konſumverein ſeitens des 
Polizeiamtes erfreute. Trotzdem der Verein ſich nicht als 
ein politiſcher angezeigt habe, ſo hat derſelbe, heißt es in 
der Begutachtung, „doch unſere beſondere Aufmerkſamkeit 
immerhin von vornherein erregt“, weil die zuerſt in der 
Schweiz im Jahre 1851 reſp. 1852 entſtandenen Konſum— 
vereine aus den Grütlianern hervorgegangen ſind, die 
Grütlwereine aber im Jahre 1852 von der damals konſer— 
vativen Regierung von Bern, wenn auch ſpäter, nachdem 
andere Perſonen in die Regierung gewählt worden waren, 
wieder zugelaſſen, als der Propaganda Vorſchub leiſtend 
und als ſtaatsgefährliche Inſtitute in dem Kanton Bern 
aufgelöſt worden ſind und die ſehr verbreiteten Schweizer 
Konſumvereine allen Anzeigen nach gegründet worden ſind, 
um eine kompakte, ſozialiſtiſche Maſſe zu bilden, mit der 
ſich nach Bedürfnis jeder Zeit regieren laſſe.“ 

„Von der Schweiz ſind nun die Konſumvereine nach 
Deutſchland übergegangen und es darf wohl angenommen 
werden, daß die Abſicht der Gründung der deutſchen 
Konſumvereine nicht eine ganz andere als die der Schweizer 
Vereine geworden iſt. Indeſſen können wir nicht ſagen, 
daß unſere Beobachtungen des hieſigen Konſumvereins ſeit 
ſeinem Beſtehen irgend welche Tätigkeit desſelben ermittelt 
hätte, welche direkt darauf hinweiſe, daß dem hieſigen 
Konſumverein auch eine politiſche Tendenz zu Grunde liegt, 
können jedoch nicht unerwähnt laſſen, daß der hieſige 
Konſumverein von Mitgliedern der demokratiſchen Partei 
ausgegangen iſt und ausſchließlich auch jetzt noch geleitet 
wird. Uebrigens auch angenommen, der hieſige Konſum— 
verein hätte den Schweizer Vereinen gleicher Art nur den 
wohltätigen Zweck ohne allen Hinterhalt einer politiſchen 
Tendenz entlehnt, ſo kann doch derſelbe gemäß ſeiner 
Statuten nicht als ein Verein betrachtet werden, der 
lediglich Angehörige dieſer freien Stadt im Auge hat und 
der bei vorhandenem Bedürfnis jedem derſelben ſeine 
Wirkſamkeit zuwendet“. — Das ſind Worte aus einem amt— 
lichen Aktenſtück aus dem Jahre 1856, denen wir auch in 
privaten Kundgebungen der Gegenwart begegnen. Die 
politiſchen Grütlivereine ſind heute nicht mehr als ſtaats— 
gefährlich betrachtet, wohl aber wird der wirtſchaftliche 
Konſumverein von der mittelſtändleriſchen Preſſe als eine 
Gefahr für die ſtaatserhaltenden Zuſtände betrachtet. Und 
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noch in den jüngſten Tagen ſpuckte wiederum die Furcht 
vor den Konſumvereinen im Frankfurter Stadtparlament 
anläßlich der Behandlung einer Eingabe von Gewerbe— 
treibenden, die ſich gegen die Gründung eines Konſum— 
vereins der Trambahnbeamten wandte, der aber die Stadt— 
verordneten keine weitere Folge gaben. 

Ein zweites Darlehensgeſuch im Jahre 1857 wurde 
ohne große Bedenken bewilligt und dieſes und das frühere 
zurückbezahlt. 

Bei einem dritten Geſuch um einen Vorſchuß von 
Fr. 5000 hatte es ſchon ſeine Schwierigkeiten, die das 
Polizeiamt dadurch zu ſchaffen ſuchte, daß dasſelbe, im 
Gegenſatze zur erſtmaligen Begutachtung, die Warenabgabe 
und die Brotvermittlung unter der amtlichen Taxe an 
Jedermann als für den Verein gefahrbringend betrachtete. 
Das Gutachten des Polizeiamtes erhielt dann ſeitens 
der Geſchworenen des Bäckerhandwerks, die aus Konkur- 
renzueid allerlei an der Konſumvereinsbäckerei auszuſetzen 
hatten, Succurs. Sowar es dem Verein z. B. zum Vorwurf 
gemacht, daß er eine Bäckerei eingerichtet habe, „ohne die 
Staatsbehörden gefragt zu haben“! Eine ähnliche Be— 
ſchwerde haben wir auch vor der Gründung des A. C. V. 
Baſel zu verzeichnen. 

Die fl. 5000 wurden zwar nicht bewilligt, die Bäcker— 
meiſter aber darauf verwieſen im einzelnen Fall wegen 
Uebertretung der beſtehenden Verordnungen Klage zu er— 
heben. Auf wiederholtes Anſuchen wurden dann doch in 
Anbetracht, daß die Kartoffelpreiſe im Jahre 1860 wieder 
geſtiegen waren, Fr. 3000 gewährt. 

Der Verein hatte mit allen möglichen Gegnern zu 
kämpfen. Der Berichterſtatter meint aber, der Kampf 
habe ſich immer noch in einer anſtändigeren Form ab— 
geſpielt als heute. Und in der Tat kann dem Gegner, 
wie aus den Beiſpielen hervorgeht, eine gewiſſe Ritter— 
lichkeit nicht abgeſprochen werden. Allein man darf nicht 
überſehen, daß die wirtſchaftlichen Gegenſätze im Volke 
damals noch nicht ſo zugeſpitzt waren wie heute und dem— 
gemäß war die Verbitterung noch nicht auf den heutigen 
Grad geſtiegen. Auch die Behörden nahmen im Allge— 
meinen eine freundlichere Haltung ein als heute. Das 
argwöhniſche Auge der Polizei hat weiter nichts auf ſich; 
es iſt geſetzliche Pflicht der Polizei hinter allen Beſtre— 
bungen etwas zu ſuchen, auch wenn nichts dahinter ſteckt. 

Wenn heute die Konſumvereine ſich des Wohlwollens 
der Behörden nur in vereinzelten Fällen erfreuen können, 
ſo liegt der Grund eben darin, daß früher die Konſum— 
vereine lediglich als eine Frucht der Philantropie betrachtet 
wurden, heute aber ſind fie eine wirtſchaftliche Macht 
geworden. ö 

Wann und aus welchen Gründen dieſer Konſum— 
verein von der Bildfläche verſchwunden iſt, kann uns der 
Bericht leider nicht mitteilen. Nach Aufhören dieſes Vereins 
ſcheint die Konſumentenbewegung bis Anfang der ſiebziger 
Jahre geſchlafen zu haben. Vom Jahre 1872 bis 1886 
beſtand dann wieder ein Lebensmittelbedürfnisverein 
als nicht eingetragene Genoſſenſchaft. Derſelbe vermittelte 
alle Lebensmittel und zwar für Jedermann. 

Am 17. April 1873 fand eine Verſammlung ſtatt, 
welche Stellung nahm gegen das Hinaufſchrauben der un— 
entbehrlichſten Lebensmittel. In einer zweiten Verſammlung 
fand dann die Konſtituierung eines neuen Konſumvereins 
ſtatt. Ob dieſer Verein in Wirkſamkeit trat oder dieſe in 
der Konſtituierung bereits erſchöpft war, konnte nicht in 
Erfahrung gebracht werden. Die Frankfurter Konſumenten— 
bewegung trifft jedenfalls der Vorwurf nicht, dem wir in 
einem Geſchichtswerk der Neuzeit begegneten: das Volt 
wüßte ſo wenig von der Geſchichte der Gegenwart, weil 
der Quellen zu viele ſeien! Immerhin darf es der Ver— 
waltung des gegenwärtigen Konſumvereins als Verdienſt 
angerechnet werden, daß fie dieſe wenigen charakteriſtiſchen 
Anhaltspunkte ans Tageslicht gezogen hat. 

Mitte und Ende der achtziger Jahre gründeten ſich 
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in allen Stadtteilen die ſogenannten Familienvereinigungen; 
daneben beſtunden die Beamtenvereinigung und eine 
Vereinigung der Eiſenbahnbeamten, welche ſich ſpäter in 
einen Konſumverein umwandelten. Die Familienvereini— 
gungen, ſo geeignet ſie als Selbſthilforganiſationen für 
Deckung des gemeinſamen Bedarfes geweſen wären, wirkten 
mehr als Rabattvereine. Zwei größere „Familienvereini— 
gungen“ gingen dann in Konſumvereinen auf. 


Der direkte Vorläufer des heutigen Konſumvereins 
iſt die im Jahre 1893 gegründete „Kohlenkaſſe auf Gegen— 
ſeitigkeit“, deren Hauptzweck in Erhebung von wöchentlichen 
Beiträgen beſtand zur Sammlung eines Kapitals, um 
durch gemeinſchaftlichen Einkauf von Kohlen günſtige Be— 
dingungen zu erzielen. Dieſe Kaſſe beſtand bis zur 
Gründung unſeres gegenwärtigen Konſumvereins. Der 
Vorſtand der Kohlenkaſſe arbeitete ein Statut aus und 
konſtituierte ſich Mitte Oktober 1900 als Konſumverein 
Frankfurt a. M. und Umgegend. 


Trotz der mannigfachen Erfahrungen in der Organi— 
ſation der Konſumenten blieben die ſogenaunten Kinder— 
krankheiten nicht aus. Frühere Erfahrungen waren eben 
vergeſſen, oder ſtunden der Generation der Gegenwart 
nicht mehr vor Augen. Auch waren die Konſumenten noch 
zu wenig vom genoſſenſchaftlichen Geiſt durchdrungen, zu 
wenig diſzipliniert, um kleinliche Rückſichten großen Zielen 
unterzuordnen. In einer Generalverſammlung, die bis 
morgens 4 Uhr dauerte, wurden die Differenzen ausge— 
tragen. Der Appell des Privatgelehrten S. Spier an die 
genoſſenſchaftliche Treue verhallte doch nicht ganz und hielt 
den Verein zum Aerger der Gegner, die ſchon des Endes 
harrten, über Waſſer. 

Im 4. Geſchäftsjahr begannen die Vorbereitungen zur 
Eigenproduktion. Nach ſchwierigen Verhandlungen gingen 
die Aktiven und Paſſiven der Genoſſenſchaftsbäckerei an den 
Konſumverein über. Drei Jahre ſpäter fuſionierten vers 
ſchiedene Vorortsvereine mit dem zentralen Stadt-Konſum⸗ 
verein. Die Vorteile der Konſumbäckerei machten fich 
namentlich im Jahre 1906 07 bei teuren Mehlpreiſen be— 
merkbar, indem in Frankfurt billige Brotpreiſe herrſchten, 
was ſchon aus der Tatſache erhellt, daß die Bäckermeiſter 
die Mühlen zwingen wollten, die Mehllieferungen an den 
K. V. einzuftellen, mit dem einzigen Erfolge jedoch, daß 
nur eine Mühle klein beigab und im Uebrigen der Umſatz 
der Konſumbäckerei um volle 50% ſtieg. 

Im Jubiläumsjahr 1910 (1. Juli) zählte der Verein 
16,704 Mitglieder (3400 mehr als 1909) und einen Um⸗ 
ſatz von Mk. 5,556,100 (Mk. 1,425,380 mehr als im 
Vorjahr). 1 

Der Verein beſchäftigt zur Zeit 3 Vorſtandsmitglieder, 
5 Bureauangeſtellte, 46 Lagerhalter beiderlei Geſchlechts, 
58 Verkäuferinnen, 61 Volontärinnen und Lehrmädchen, 
31 Lagerarbeiter- und. Arbeiterinnen, 19 Fuhrleute, 34 
Angeſtellte in der Bäckerei und 9 weitere Angeſtellte zu 
verſchiedenen Hilfsarbeiten. 

Der Jubiläumsbericht ſchließt mit den Arbeitsfreudig— 
keit verratenden Worten: 

Bleibe nicht am Boden haften, 
Friſch gewagt und friſch hinaus, 
Kopf und Arm mit heitern Kräften 
Ueberall ſind ſie zu Haus. 

Namens der Schweizeriſchen Konſumgenoſſenſchaften 
ſenden wir aus der Rheinſtadt den Konſumgenoſſenſchaftern 
in der Mainſtadt unſere beſten Glückwünſche für ein 
weiteres erfolgreiches Dezennium. Möge aus dem politiſch 
demokratiſchen Frankfurt recht bald ein genoſſenſchaftlich— 
demokratiſches Gemeinweſen entſtehen, dem Volke zum 
Schutze, den oſtpreußiſchen Agrariern zum Trutze. 


Die Würdigung der Konſumvereine durch großkapita⸗ 
liſtiſche Unternehmen. Die Uebermacht des Agrariertumes, 
die ſich bei der letzten Finanzreform in brutaler Weiſe 
geäußert hat, hat in Deutſchland, ſpeziell in Preußen, einer 
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Reaktion aller derjenigen Elemente außerhalb des Zentrums 
und der Sozialdemokratie gerufen, die den agrariſchen 
Druck nicht länger mehr ertragen mochten; im Hanſabund 
haben ſich alle dieſe Schichten eine Organiſation gegeben, 
von der man in gewiſſen Kreiſen eine Stärkung aller fort— 
ſchrittlichen und freihändleriſchen Beſtrebungen erwartete. 
Zum Beitritt aufgefordert wurden außer den Vertretern 
und Angeitellten des Handels- und Gewerbeſtandes auch 
die Angehörigen des Beamtenſtandes, ſoweit ſie mit der 
ſogenannten Finanzreform nicht einverſtanden waren. Leider 
machte ſich die Leitung des Hanſabundes bald zum Ver— 
treter ſpezieller Mittelſtandswünſche und nahm gegen die 
Konſumvereine und zwar gleichviel welcher Richtung 
Stellung. 

Dieſes Vorgehen erweckte ſogar das Mißfallen der Groß— 
unternehmer und das Organ der großkapitaliſtiſchen rheiniſch— 
weſtfäliſchen Zechenbeſitzer, die „Deutſche Bergwerkszeitung“ 
ſieht ſich zu folgender Kritik dieſer konſumvereinsſfeindlichen 
Haltung veranlaßt. 

„In dem Beſtreben, es Allen recht zu machen — eine 
Kunſt, bei deren Ausübung man nach aller Erfahrung ſtets 
Schiffbruch leidet — hat der Hanſabund ſich auch ſtark 
um die Gunſt der Mittelſtandspolitiker beworben, und er 
hat ſich dabei verleiten laſſen, gegen eine der ſegens— 
reichſten ſozialen Bewegungen Front zu machen, 
die es je gegeben hat. In den letzten Tagen hat der 
Bund durch ſeine Preſſe und ſeinen Verwaltungsleiter es 
ausſprechen laſſen, daß er die Konſumvereinsbewe— 
gung bekämpfe, und der letztere hat ſich ſogar gerühmt, 
daß er in Metz die Begründung einer Beamtenwohnungs— 
genoſſenſchaft, die den privaten Bauunternehmern Konkurrenz 
gemacht haben würde, hintertrieben habe. Es iſt uns, offen 
geſtanden, ganz un verſtändlich, wie der Bund einen 
ſolchen ſchweren taktiſchen Fehler machen konnte, der 
ihm zahlreiche Anhänger, und wahrlich nicht die ſchlechteſten, 
entfremden muß. Es gibt gar keine ſozialen Beſtre— 
bungen, die wirtſchaftlich und moraliſch mehr ge— 
rechtfertigt wären als die Genoſſenſchaftsbewe— 
gung, die die beſten ſittlichen und intellektuellen 
Kräfte im Menſchen weckt und betätigt, und die 
die heute ſo ſtark vernachläßigte beſte aller mora— 
liſchen Kräfte im Volk, die Kraft der Selbſthilfe, 
lebendig macht. Genoſſenſchaften, ſeien es nun die ge- 
waltigen Kruppſchen Konſumvereine, ſeien es Spar- und 
Bauvereine, ſeien es Beamtenwohnungsgenoſſenſchaften, 
tragen ihre Berechtigung unerſchütterlich in ſich ſelbſt, und 
kein geſund denkender Sozialpolitiker ſollte ſie bekämpfen 
aus dem kläglichen Grunde, weil ſie dem einen oder andern 
Konkurrenz machen. Eine ſolche Politik iſt abſolut 
rückſchrittlich und paßt wahrlich nicht in den Rahmen 
eines Hanſabundes, der der modernen und fortſchrittlichen 
Entwicklung auf allen wirtſchaftlichen Gebieten dienen ſoll. 
Eine ſolche Politik atmet den Geiſt, der vor 60 Jahren 
gegen die Dampfichiffe Sturm lief, weil fie den Treiblern 
„Konkurrenz“ machten, oder der die Revolten gegen den 
mechaniſchen Webſtuhl hervorrief. Sie paßt zu dem 
Programm des Hanſabundes wie die Fauſt aufs 
Auge, und je eher man von einer ſolchen Stellungnahme 
zurückgeht, deſto beſſer wird es für den Bund ſein.“ 

Mit der Widergabe dieſes Urteiles über die Konſum— 
vereine beabſichtigen wir nicht, zu dem Vorgehen des Hanſa— 
bundes, das uns Schweizer nur ſehr entfernt berührt, 
Stellung zu nehmen, ſondern wir wollten nur dartun, 
daß dieſes Urteil neuerdings beweiſt, daß die Vorteile der 
konſumgenoſſenſchaftlichen Organiſation von allen Parteien, 
die in dieſer Frage nicht Sonderintereſſen zu vertreten 
haben, ‚anerkannt werden. Wenn vor Kurzem im Magde— 
burg die deutſche ſozialdemokratiſche Partei für die Konſum— 
vereine eintrat und nun hier ihre Antipoden, die Groß— 
unternehmer, iſt das ein neuer Beweis dafür, daß die 
konſumgenoſſenſchaftliche Organiſation über den 
Parteien ſteht. 2 


Der Konſumverein als Preisregulator. Für die die 
Exiſtenzberechtigung der Konſumvereine auch dem verblen— 
detſten Gegner begründende Tatſache, daß bei Gründung 
von Konſumvereinen in Ortſchaften, wo bisher keine Kon— 
ſumentenorganiſationen exiſtierten, die privaten Warenver— 
mittler ſofort die Verkaufspreiſe ermäßigen, oder, falls der 
Konſumverein wieder eingeht, ſofort wieder höhere Preiſe 
anſetzen, haben wir ſchon manches Beiſpiel gebracht. 

Heute find wir wieder in der Lage, einen intereſſanten 
Beitrag zu dieſer Frage zu liefern: 

Unſer Verbandsverein Wattwyl gedenkt, im benach— 
barten Lichtenſteig eine Ablage zu errichten. Kaum war 
dies ruchbar geworden, ſo beeilten ſich die Krämer und 
Spezierer von Lichtenſteig, um unſerem Verbandsverein 
ſein Vorhaben zu erſchweren, nicht Preisermäßigungen, 
wohl aber hohe Rabatte auf den bisherigen Preiſen 
anzukündigen. 

Im Bezirksanzeiger für Neutoggenburg vom 8. Oktober 
d. J. finden ſich einige kennzeichnende Inſerate, von denen 
das erſte folgendermaßen lautet: 

An die verehrten Einwohner von Lichtenſteig 

und Umgebung. 

Infolge der neuen Verkehrsorgane, die eröffnet worden find, 
wurde in einer von Ladenbeſitzern gut beſuchten Verſammlung be 
ſchloſſen, dem Strome der Zeit folgend, den Konſumenten die Vor 
teile des Rabattſyſtems, wie ſie von nachbarlichen Konſumgeſchäften 
hauptſächlich in der Lebensmittelbranche geboten werden, auch in 
unſerm Städtchen einzuführen. Der Tag der Eröffnung und die 
betreffenden Firmen, die ſich beteiligen, wird Ihnen baldigſt bekannt 
gegeben. Die beauftragte Kommiſſion. 

Während hier die Betriebseröffnung der Bodenſee— 
Toggenburgbahn und der Rickenbahn als Vorwand für 
die plötzliche Erleuchtung, daß auch die Lichtenſteiger Konſu— 
menten auf die Vorteile des Rabattſyſtems Anſpruch haben, 
dienen muß, kommen zwei Outſiders, die nicht ſo lange 
warten wollen, bis die beauftragte Kommiſſion ihr Syſtem 
ausgedacht hat, und publizieren heute ſchon, daß fie ab 
16. Oktober 10% Rabatt, der eine in bar, der andere 
in Waren vergüten werden, ohne einen weiteren Grund 
hiefür namhaft zu machen. 

Wenn die Einwohner Lichtenſteigs nicht auf den Kopf 
gefallen ſind, muß ihnen dieſe plötzliche Freigebigkeit der 
privaten Warenvermittler auffallen, und ſie müſſen ſich 
ſagen, daß ihnen bisher allgemein 10% zu viel abgenommen 
worden ſeien und daß ſie dieſe Preisermäßigung der bevor— 
ſtehenden Eröffnung der Konſumvereinsablage zu ver— 
dauken und deshalb das größte Intereſſe daran haben, 
daß dieſe Filiale florieren wird. 


Zum Umſchlagbild. Die demokratiſche Bewegung, die 
in den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die 
Bevölkerung des Kantons Zürich ergriff, hatte auch die 
Gründung einer großen Zahl Arbeitervereine im Gefolge, 
die, aufgemuntert durch die Erfolge des von Bürkli und 
Treichler ins Leben gerufenen Konfumverein in Zürich, 
bald auch die Vermittlung von Waren an die Hand nahmen. 
Töß ging auf dieſem Wege voran, dann folgten die Ar- 
beitervereine in Richterswil, Wetzikon, Wald u. a. Das 
Jahr 1869 ſodaun brachte die Gründung des kantonalen 
Arbeitervereines, der es hauptſächlich auf die Förderung 
der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung abgeſehen hatte. Im 
gleichen Jahre entſtand dann unter andern auch der 
Arbeiter-Konſumverein in Langnau-Gattikon im Sihl— 
tal, deſſen beide Gebäude den heutigen Umſchlag zieren. 

Es iſt uns an Hand des ziemlich ſpärlichen Materials, 
das über die erſten 35 Jahre des Vereins in unſerem 
Beſitze iſt, nicht möglich, die Geſchichte des Vereins im 
ganzen Umfange zu ſkizzieren, hoffentlich findet ſich bei 
Anlaß der in einigen Jahren zu begehenden Feier des 


50 jährigen Beſtehens, jemand, der ſich dieſer gewiß dank— 
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baren Aufgabe unterzieht. 
einigen kurzen Hinweiſen. 

Als der Verein im Jahre 1902 ſich dem Verbande 
anſchloß, zählte er 88 Mitglieder, am Ende des Jahres 
1909 waren es 167, bei einer Geſamtzahl von rund 900 
Familien im Wirtſchaſtsgebiet. Es ſteht alſo noch ein 
ziemlich weites Feld der Entwickelung offen. Der Verein 
hat einen Umſatz von 111,000 Franken, was alſo pro 
Mitglied den ſchönen Betrag von 666 Franken ausmacht. 
Der Verein beſitzt eine eigene Bäckerei, und in einem Ge— 
bäude wird durch einen Pächter eine Wirtſchaft betrieben. 

Weinhändler gegen die genoſſenſchaftliche Weinvermitt— 
lung der Produzenten, Kleinhändler und Wirte. Daß jede 
Ausſchaltung eines Zwiſchenhändlers, erfolge ſie nun von 
Seiten der organiſierten Produzenten des gewerblichen 
Mittelſtandes oder der Konſumenten, ohne Schädigung 
bisheriger Zwiſchenglieder nicht möglich iſt, iſt ſelbſtverſtänd— 
lich und daß ſie von Seiten der Geſchädigten Proteſten 
ruft, iſt begreiflich; ein großer Erfolg iſt dieſen Proteſten 
bisher nicht beſchieden geweſen und wird auch nachfolgenden 
Aufruf, den die Sektion Oſtſchweiz des Vereins ſchweizeriſcher 
Weinhändler zur Zeit veröffentlicht und den wir nachſtehend 
zum Abdruck bringen, eine große Wirkung nicht beſchieden ſein: 

„Der Gedanke der Vereinigung einer mehr oder weniger großen 
Zahl von Perſonen zu einer Genoſſenſchaft zur gegenſeitigen Unter— 
ſtützung im wirtſchaftlichen Kampfe, oder zur gemeinſamen Erſtre— 
bung gemeinſamer Ziele, die über die Kräfte einzelner Perſonen 
hinausgehen, war begrüßenswert. Er nimmt aber jetzt eine Richtung 
an, welche von dieſem Prinzipe ganz abweicht. Er wird zur Senojjen 
ſchaftlerei. Nicht mehr genoſſenſchaftliche Selbſthilfe iſt der Zweck, 
ſondern das reine Geſchäft. 

Es bilden ſich Genoſſenſchaften ad hoc, welche wieder verſchwin— 
den, ſobald das Geſchäft gemacht und der Markt korrumpiert iſt; 
andere werden für längere Dauer gegründet und vegetieren dann 
als wirt chaftliche Ueberbeine, bis fie zuſammenbrechen. 

Daß dieſe Art der Genoſſenſchaftsgründung, die wir nur als 
Genoſſenſchaftlerei bezeichnen können, ein großer wirtſchaftlicher 
Schaden iſt, brauchen wir nicht näher zu begründen, denn die Er— 
fahrungen, die in dieſer Beziehung gemacht worden ſind, ſollten 
Beweis genug fein. Man denke nur an den Krach der großen Elt— 
viller Weinverkaufszentrale, wo die Verluſte in die Millionen gingen 
und eine große Anzahl Winzer ruiniert wurde, an die Verluſte, 
welche die Winzergenoſſenſchaften erleiden, welche den Weinvertrieb 
ſelbſt an die Hand genommen haben. Man denke an die Weinmiſere 
in Frankreich: Als die Weinpreiſe tief ſtanden, da beeilten ſich 
die Winzer, den „direkten“ Verkauf zu organifieren, ſie verhunzten 
damit die Preiſe ſo ſehr, daß die Konſumenten in Frankreich auch 
jetzt noch nicht an die nun jo hohen Preife glauben können. Der 
direkte franzöſiſche Weinhandel griff auch in die Schweiz herüber, 
aber es iſt von ihm recht ſtill geworden, ſeine letzten, ſchönſten 
Blüten waren die Verſteigerungen an den Bahnhöfen. Der „direkte“ 
italieniſche Weinverkehr hat ſeinen Betrieb eingeſtellt. 

So ſehen wir auf der ganzen Linie, daß der „direkte Verkehr“, 
der namentlich von Genoſſenſchaften organiſiert wurde, und der mit 
dem Schlagworte „Ausſchaltung des Zwiſchenhandels“ hauſieren 
ging, nicht das erzielte, was er beabſichtigte, ſondern nur den Markt 
für längere Zeit verhunzte, was jetzt noch ſpürbar iſt. Von der 
berühmten Weinverwertungsgenoſſenſchaft, die in Baſel ihr Domizil 
aufgeſchlagen hat, hört man nichts mehr. Die in der Weſtſchweiz 
gegründete Weinverwertungsgenoſſenſchaft und die ihr gegenüber— 
ſtehende Weineinkaufsgenoſſenſchaft konnten ſich über die Preiſe nicht 
einigen; ſie überſchätzten beide den „großartigen Gewinn“, den der 
Zwiſchenhandel nach ihrer Meinung nach einſtecke, und den ſie nun 
miteinander teilen wollten, indem ſie den Zwiſchenhandel aus— 
ſchalteten. 

Die Weinhändler haben ſich dieſen wirtſchaftlich verwerflichen 
und ungeſunden Beſtrebungen gegenüber ſehr reſerviert verhalten, 
die Erfahrung bewies zur Genüge, daß dieſe Art Genoſſenſchaftlerei 
kurzlebig ſei. An gelegentlichen Warnungen vor ſolchen Unter— 
nehmungen ließ man es nicht fehlen. Die Erfahrungen, wie die 
Warnungen, ſcheinen nun aber nicht überall auf fruchtbaren Boden 
gefallen zu ſein. So macht ſich vom Tirol her in neueſter Zeit das 
Beſtreben geltend, den „direkten Verkehr“ bei uns einzuführen. 
Tiroler Weinproduzenten verkaufen unter Umgehung des ſchweizer⸗ 
iſchen Weinhandels direkt an Wirte und an eine Wirtegenoſſenſchaft, 
an deren Spitze ganz hervorragende Perſonen des Schweizer. Wirte 
vereins ſtehen jollen. 

a Es wird hier ein Verhältnis geſchaffen, ſo ungefähr, wie es 
zwiſchen Wirten und Vierbrauern beſteht, wo die letztern ihr Bier 
nicht nur an die Wirte verkaufen, ſondern auch direkt als Flaſchen— 
bier an die Konſumenten. Mit Recht ſetzen ſich die Wirte gegen 
dieſe Art des Geſchäftens zur Wehre, und ſo hat der ſchweizeriſche 
Weinhandel auch das ganz gleiche Recht, gegen dieſe Art des „direkten 
Verkehrs“ zu proteftieren. 


Wir begnügen uns hier mit 
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Mit dem Proteſt allein iſt nicht geholfen, ſondern Hand in 
Hand mit ihm muß die Tat gehen. Es iſt daher die Reſolution 
und die Beſchlußfaſſung der Sektion Oſtſchweiz des Schweizeriſchen 
Weinhändlerverbandes mit Bezug auf die Tiroler Lieferanten ſehr 
zu begrüßen, und es iſt zu erwarten, daß der geſamte ſchweizeriſche 
Weinhandel hinter dieſem Beſchluſſe ſteht. 

Der Verkehr mit „direkt liefernden“ Tiroler Produzenten muß 
ſofort abgebrochen werden, und nicht nur für dieſen Herbſt, ſondern 
für immer. Heuer iſt der Wein rar, und das mag den Tiroler 
Produzenten Veranlaſſung geweſen ſein, mit einer ſchweizeriſchen 
Verwertungsgenoſſenſchaft in Verbindung zu treten. Die Herbſte 
ſind nicht immer gleich, und dann werden jene Produzenten gewahr 
werden, daß ſie einem unwahren Schlagworte zuliebe ihre ſicheren 
Abnehmer für immer von ſich geſtoßen haben, was namentlich in 
Jahren mit großen Ernten bitter empfunden wird. 

Vorläufig dürfte dieſe Maßregel genügen, ſie kann aber auch 
erweitert werden; Meidung ganzer Ortſchaften und Konkurrenzpreiſe 
aufs äußerſte. Das ſind freilich nur die letzten Konſequenzen. Man 
braucht zu ihnen nicht zu greifen. In Deutſchland, wo die oben 
beſchriebene Genoſſenſchaftlerei üppige Blüten trieb, hat es der Wein— 
handel durch ruhiges Zuſehen dahin gebracht, daß alle die mit ſchönen 
Worten ins Leben gerufenen Genoſſenſchaften ſchon längſt das 
Zeitliche geſegnet haben, ſie erkrankten und gingen an ihren inneren 
Widerſprüchen und Unwahrheiten zugrunde. Ueber ſie alle hat der 
Weinhandel geſiegt, und immer und immer wieder entſtehende neue 
Genoſſenſchaften ſind bald wieder verſchwunden. 

Bei aller Sympathie, welche wir für die Wirte und ihre Be 
ſtrebungen hegen, müſſen wir doch bedauern, daß einzelne die von 
ihnen bekämpfte Methode des „direkten Verkehrs“ der Bierbrauer 
mit den Kunden nun ſelbſt praktizieren wollen. Die Tiroler Pro— 
duzenten aber werden bald von dem Wahne kuriert ſein, daß man 
ungeſtraft Praktiken im Verkehr mit der Schweiz einführen könne, 
die hierzulande und am allerwenigſten im Weinhandel Anklang 
finden. EB: 

Ausnahmsweiſe richtet fich dieſe Warnung ein Mal 
nicht gegen die Konſumvereine. Daß der „Weinhandel“ 
über alle Genoſſenſchaften ſiegen werde, wie hier ſieges— 
bewußt verkündet wird, möchten wir bezweifeln, auf jeden 
Fall wird ihm das gegenüber der richtig organiſierten 


Konſumgenoſſenſchaft nicht gelingen. 


© 


— Volhswirtſchaft. 
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Kommunale Brotvermittlung. Wir haben letztes Jahr 
mitgeteilt, daß in Budapeſt eine kommunale Brotfabrik 
errichtet worden ſei. Ueber die Ergebniſſe des erſten Be— 
triebsjahres unterrichtet nun eine Mitteilung, die wir den 
„Annales de la régie directe“ entnehmen. 

Das Anlagekapital beträgt Fr. 641,655, das Betriebs- 
kapital Fr. 42,000. Es wurden 6,139,842 kg Brot her= 
geſtellt und ein Ueberſchuß von Fr. 34,025 erzielt. 

Der Einfluß, den dieſe unter Ausſchaltung des Unter- 
nehmergewinnes betriebene Brotfabrik auf die Brotpreiſe in 
Budapeſt ausgeübt hat, ergibt ſich aus folgender Auf— 
ſtellung (I ſtädtiſcher Brotpreis, II — Preis bei den 
privaten Bäckermeiſtern): 

Es galten am 22. VIII 1909 15. V 1910 1. VIII 1910 

1 II I II I II 
Schwarzbrot p. kg 26 37 26 31 22 28 
Halbweißbrot, „ 30 39 28 33 26 32 
Weißbrot „ A 32 39 30 Bl 

Trotzdem die Differenz zwiſchen dem Preis der ſtädtiſchen 
Brotfabrik und dem der privaten Bäcker von 11 auf 5.5 
pro kg geſunken iſt, haben die Konſumenten an zirka 
6 Millionen kg noch zirka 300,000 Kronen erſpart. 

3 
— Aus der Praxis. — 


USE ?᷑ 


Anfrage. Größerer Kouſumverein beabſichtigt, behufs 
ſeiner etwas heiklen Kaffeekundſchaft betreffs Röſtung und 
Miſchung von Kaffee etwas beſſer dienen zu können, einen 
„Gas⸗Handröſter“ anzuſchaffen und nimmt bezügliche Rat⸗ 
ſchläge event. Erfahrungen betreffs Rendite, Syſtem, Räum- 
lichkeit, auch Erfahrungen gegenüber der Kundſchaft, dank— 
bar entgegen. Gütige Antworten ſind freundlichſt an die 
Redaktion des „Konſumverein“ zu richten. 


ſetzen. 
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„ Regiſtrierkaſſen. Wie wir in Nummer 42 berich— 
teten, hat die Einführung der Regiſtrierkaſſen in den Kreiſen 
der Konſumgenoſſenſchaft Bern etwelche Unzufriedenheit mit 
dieſer neuen Maſchine erzeugt. Das war zum Vornherein 
zu erwarten. Bis Gewohnheit und Vertrautheit ſich ein— 
ſtellen, macht die Maſchine immer nervös. 

Die Verwaltung des Verbandsvereins in Bern be— 
gründet nun im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ die Ein— 
führung dieſer Kaſſen und die vorübergehende Störung 


des Betriebes wie folgt: 

Die Regiſtrierkaſſen find von unſern Mitgliedern ungleich gut 
aufgenommen worden. Während die einen dem neuen Kontrollſyſtem 
ungeteilten Beifall zollen, wollen die andern an demſelben, trotz der 
vielen guten Eigenſchaften, gar keine Vorzüge erblicken und geben 
ihrem Unwillen über die Einführung dieſer Kaſſen Ausdruck. Wir 
glauben mit Unrecht. Wir haben vielmehr die Ueberzeugung, daß 
diejenigen, welche die Verwaltung wegen der Einführung tadeln 
zu glauben müſſen, in nicht allzu ferner Zeit ſich mit dieſem neuen 
Kontrollſyſtem werden befreundet haben. 

Wie vereinbart, ſollten die Regiſtrierkaſſen längſtens Ende 
Auguſt abgeliefert werden, damit dieſelben hätten aufgeſtellt und 
die Ablagehalterinnen hätten gründlich inſtruiert werden können. 
Statt im Auguſt, kamen die Kaſſen aber erſt Ende September und 
die letzte ſogar erſt am. 2. Oktober. Die Fabrik hat uns alſo ſchmäh— 
lich im Stiche gelaſſen! 

Dieſe verſpätete Ablieferung hatte dann zur Folge, daß die 
Ablagehalterinnen ungenügend inſtruiert und die Kaſſen ebenfalls 
nicht hinlänglich ausprobiert werden konnten. Dies hatte zur weiteren 
Folge, daß die Mauipulationen in den erſten Tagen Oktober etwas 
langjam vor ſich gingen. Dazu kamen dann noch diverſe Störungen, 
zum Teil hervorgerufen durch unrichtige Handhabung der Kaſſe, zum 
Teil durch kleinere Defekte, welche da und dort zum Vorſchein kamen. 

Viel zu reden geben auch die loſen Blätter, weil die Mitglieder 
in der durchaus irrtümlichen Meinung leben, es würde nun keine 
Büchlein, ſondern nur noch loſe Blätter geben, welche leicht verloren 
werden könnten. Daß dieſe Auffaſſung falſch war, davon werden ſich 
ſeither die meiſten Mitglieder wohl nun ſelbſt überzeugt haben. 
Denn der Deckel, welcher die loſen Blätter aufnehmen ſoll, enthält 
nicht nur gummierte Streifen, auf welche die vollbedruckten Blätter 
aufgeklebt werden können, ſondern auch eine Taſche, in welcher das 
loje Blatt während des Nichtgebrauchs aufbewahrt werden ſoll 
Verliert nun jemand das Blatt, ſo muß er damit auch den Deckel 
verlieren. Dies kam aber auch beim alten Syſtem vor: nicht nur 
Konſumationsbüchlein gingen verloren, ſondern auch Stammanteile 
und Interimsquittungen; ja ſogar Sparkaſſebüchlein mußten wir er— 
Es wird eben immer Leute geben, die zu ihren Sachen nicht 
genügend Sorge tragen können. 

Kurz, dies alles erregte die begreifliche Ungeduld der Konſu— 
menten. Wir hoffen aber zuverſichtlich, daß dieſe verſtummen wird, 
ſobald die Ablagehalterinnen einige Gewandtheit in der Handhabung 
der Kaſſe ſich angeeignet haben werden. Denn das neue Kaſſen— 
ſyſtem iſt ein durchaus gutes und den veralteten Schubladen be— 
deutend überlegen. Als Vorzüge ſind zu nennen: 

1. Die Kaſſe garantiert eine ganz genaue Geldkontrolle. Ge— 
rade im Intereſſe der Ablagehalterinnen, ſowie in demjenigen der 
Genoſſenſchaft und deren Mitglieder muß eine ſolche beſtehen: es iſt 
dies bei dem heutigen Umſatz abſolut notwendig. Bis heute hatte 
uns dieſe Kontrolle zum großen Teil gefehlt. Wir mußten im Ver— 
kehr mit den Ablagehalterinnen und dieſe unter ſich ſowie gegenüber 
den Mitgliedern auf gut Treu und Glauben abjtellen. 

2. Da die erſte, event. zweite Ablagehalterin die Verantwortung 
für die Gehilfinnen trägt, ſo liegt es gewiß in ihrem eigenen In— 
tereſſe, durch die Regiſtrierkaſſe ein Mittel an der Hand zu haben, 
durch welches ſie in Zukunft die Zuverläſſigkeit ihrer Mitarbeiterin 
feſtſtellen kann. 

Die Kaſſe ſchützt tüchtige Angeſtellte vor falſchem Verdacht und 
gibt Gelegenheit, untüchtige rechtzeitig zu erkennen. 

3. Falſche Eintragungen und Hinzufügungen in das Konſu— 
mationsbüchlein, wie ſolche beim alten Syſtem leider nur zu oft 
vorkamen, werden beim heutigen Gebrauch der Regiſtrierkaſſen nicht 
mehr vorkommen. 

FErſatz des Wortes „Verkäuferin“. Es iſt in letzter Zeit 
wiederholt darauf hingewieſen worden, daß die Bezeich— 
nung „Verkäuferin“ für die Angeſtellten, die im Dienſte 
der Konſumenten die Bedarfsartikel an die Mitglieder ab— 
zugeben hätten, unrichtiger Weiſe aus dem Privathandel 
auch in die Konſumgenoſſenſchaften übernommen worden 
jet und es find verichiedene Erſatzbezeichnungen vorge— 
ſchlagen worden, die aber auch nicht aller Kritik Stand 
halten. Ladenhalterin (in Luzern eingeführt) entſpricht 
inſofern nicht der genoſſenſchaftlichen Auffaſſung, als die 
Abgabeſtelle einer Konſumgenoſſenſchaft eigentlich auch kein 
„Laden“ iſt. Lagerhalterin, ſpeziell in Deutſchland ge— 
bräuchlich, dürfte zutreffen für die erſte verantwort— 
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liche Verkäuferin, für die zweite und Hilfsverkäuferin 
dagegen nicht. „Verteilerin“ iſt zu allgemein gefaßt. 
Wer kann eine paſſende Bezeichnung vorſchlagen? Mit— 
teilungen nimmt gerne entgegen die Redaktion. 


Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 


Sitzung des Zentralvorjtandes. Der Zentralvorſtand 
des I. G. B. iſt auf 30. und 31. Oktober d. J. nach 
Köln zu einer Sitzung einberufen. Daß ſobald nach dem 
Hamburger Kongreß eine weitere Zuſammenkunft des 
Zentralvorſtandes notwendig wurde, hat ſeinen Grund 
darin, daß die durch die neuen Statuten bedingte Or— 
ganiſation des J. G. B. und des Sekretariates eingehend 
in allen Details beſprochen werden ſoll, was neben der 


mittel beantragt der Vorſtand der Konſumgenoſſenſchaft 
Yverdon eine Aenderung des Art. 11 der Statuten, 
wonach der Auteilſchein eines jeden Mitgliedes von Fr. 50 
auf Fr. 100 erhöht wird. Neuen Mitgliedern werden 
die erſten Fr. 50 von der Rückvergütung in Abzug gebracht, 
die zweite Hälfte wird durch jährliche Abhebung von 30% 
des Guthabens einbezahlt. 

— Die Konſumgenoſſenſchaft „Fortſchritt“ in Delsberg 
hat beſchloſſen, dem Wunſche einiger Genoſſenſchafter in 
Moutier entſprechend, in letzterer Ortſchaft eine Filiale zu 
errichten; ebenſo iſt der Verbandsverein in Steffisburg im 
Begriff, eine neue Ablage zu eröffnen. 

Eine größere Anzahl Verbandsvereine publizieren 
in der neueſten Nummer des „Genoſſenſchaftlichen Volks- 
blatt“ ihre Umſatzziffern in den Monaten Juli bis Sep— 
tember d. J. Wir haben dieſelben kompletiert und zu— 
ſammengeſtellt in der Hoffnung, daß die Veröffentlichung 
dieſer Ergebniſſe alle andern Vereine, die auf unſer Volks— 
blatt abonniert find, veranlaſſen wird, ihre Umſatzziffern 
monatsweiſe im Jutereſſe der Bewegung ihren Mitgliedern 
mitzuteilen: 


Verbandsvereine III. Quartal III. Quartal Mehr 
in 1910 1909 pro 1910 9 0 
Fr. Ir Fr. 
Aarau 39,090 31,925 7165 22,4 
Appenzell 24,092 19,405 4687 24,1 
Arbon 133,340 127,131 6209 4,8 
Baſel 4.803.400 4,418,700 384,700 8.7 
Biel (Bern) 413,517 364,130 49,387 13.5 
Chur 321,450 271,200 50,250 18,5 
Dietlikon 37,250 26,389 10,861 41,1 
Erlach 8.223 6,780 1,503 22,3 
Frauenfeld 248,839 200,166 48,673 24,3 
Kölliken 34,398 26,290 8,108 30,8 
Kreuzlingen 62,748 49,012 13,736 28,0 
Oberburg 54,632 53,985 647 1510 
Schöftland 37,886 32,472 5,414 16,6 
Sevelen 20,640 13,760 6,880 50,0 
Wetzikon 126,900 101,200 25,700 25,3 


— Der Umſatz der Konſumgenoſſenſchaft Interlaken 
erreichte im abgelaufenen Geſchäftsjahr die Summe von 
Fr. 106,600 oder Fr. 34,950 mehr als im Vorjahre. 

— Unſer Verbandsverein in Pfäffikon iſt der dortigen 
Elektrizitätsgenoſſenſchaft als Mitglied beigetreten. 

Weitere Umſatzvermehrungen in dem mit 30. Sep— 
ee 1910 abgeſchloſſenen Rechnungsjahre haben zu 
melden: 

Luzern Fr. 305,792 — 9%, (Totalumſatz Fr. 4.239,432 
Huttwil „ 38,984 — 35% 152,930 


* * 


Huttwil hat übrigens im erſten Monat des neuen 
Rechnungsjahres einen Umſatz von Fr. 20,000 erreicht, und 
in den letzten zwei Monaten 25 neue Mitglieder gewonnen. 
Die neue Bäckerei produziert pro Tag 600 Kilo. 

Konferenz des XVII. Kreiſes. Die am 9. Oktober 
d. J. in Altdorf abgehaltene Konferenz war von 10 
Verbandsvereinen mit 24 Delegierten beſchickt. Vom Ver— 
band war anweſend Herr H. Rohr, Mitglied der Ver— 
waltungskommiſſion, der über den „Geldverkehr der 
Verbandsvereine mit dem Verbande! ein inſtruk— 
tives Referat hielt. 

Das Traktandum „Allgemeine Umfrage“ zeitigte eine 
ganze Anzahl von Anregungen, von denen folgende erwähnt 
ſeien: Längere Dauer der Ausbildung von Verkäuferinnen 
nach einheitlichem Lehrvertrag, Ausbildung auch an anderen 
Orten als in Baſel, Abhaltung von Inſtruktionskurſen für 
Magaziner, beſſere Berückſichtigung des Verbandes bei Ein- 
käufen durch die Vereine, energiſcheres Auftreten unſerer 
Verbandspreſſe gegen die Teuerung, Beſchleunigung der 
Anhandnahme des internationalen Großeinkaufs und der 
Eigenproduktion, Aenderung der Berechnung bei Vermittlung 
von Wein durch den Verband (Berechnung nach Litern 
ſtatt nach Kilo). Der Vertreter der Verwaltungskommiſſion 
erteilte zu allen dieſen Anregungen die nötigen Aufklärungen. 

Bei der periodiſchen Erneuerung des Vorortes erklärte 
der Präſident, Herr E. Furrer, daß Luzern eine Wieder— 
wahl ablehne, von der Erwägung ausgehend, daß nach 
ſo vielen Jahren nun auch ein anderer Verein Gelegenheit 
erhalten ſolle, die Leitung von Kreiskonferenzen zu über⸗ 
nehmen. Dem abtretenden Vorort, ſpeziell deſſen Präſi— 
denten, wurde allſeitiger Dank für die jahrelange, umſichtige 
Geſchäftsführung ausgeſprochen und ſodann Zug als neuer 
Vorort gewählt. Die nächſte Konferenz ſoll in Brunnen 
ſtattfinden. Die ſehr anregende Verſammlung dauerte bis 
3½ Uhr nachmittags, und trotz dem ſchönen Wetter harrten 
alle Delegierten bis zum Schluſſe aus. 

Verein Schweiz. Konſum⸗ und Genoſſenſchafts⸗Bäcker⸗ 
meiſter. Die am 2. Oktober a. c. im Hotel „Terminus“ in 
Winterthur tagende Herbſthauptverſammlung war gut be— 
ſucht und nahm einen ſchönen Verlauf. 

Die ſtatutariſchen Traktanden waren raſch erledigt. 
Nur Traktandum 8: „Beſprechung der Nachtarbeit“ nahm 
längere Zeit in Anſpruch. Es verbreiteten ſich mehrere 
Mitglieder über dieſe aktuelle Frage, ſämtliche Voten dahin- 
gehend, daß es nicht unſere Aufgabe ſein könne, für die 
Verwirklichung derſelben Sturm zu laufen. Herr H. Burk— 
hardt vom Lebensmittelverein Zürich erklärte an Hand 
gemachter Erfahrung, daß der Lebensmittelverein ſeinerzeit 
eine Einſchränkung der Nachtarbeit vorgenommen, aber 
leider die Wahrnehmung machen mußte, daß gleichzeitig 
der Brotkonſum zurückging; um demſelben zu mehr Pros— 
perität zu verhelfen, mußte wieder zur vollen Nachtarbeit 
gegriffen werden. 

Der Vorſitzende machte noch darauf aufmerkſam, daß 
in den genoſſenſchaftlichen Bäckereibetrieben auf der ganzen 
Linie Auſtrengungen gemacht werden, durch Neubauten 
mit großen, freundlichen Arbeitslokalen, und Beſchaffung 
der neueſten techniſchen Hilfsmittel dem Bäckereiperſonal 
die Arbeit weſentlich zu erleichtern und die zehuſtündige 
Arbeitszeit durchzuführen. An gutem Willen, die Nacht⸗ 
arbeit einzuſchränken fehle es bei den zuſtändigen Vereins— 
behörden nirgends. 

Solange aber der Großteil der Konſumenten ſich nicht 
zu der Einſicht durchzuringen vermöge, daß ſpeziell Groß— 
brot von 1½ bis 2½ kg Gewicht, am folgenden Tage, 
der Geſundheit zuträglicher, ſchmackhafter und ausgiebiger 
ſei als am Tage ſeiner Herſtellung ſelbſt, ſolange werde 
die Abſchaffung der Nachtarbeit ein frommer Wunſch bleiben, 
es wäre denn, daß dieſelbe von Geſetzeswegen allgemein 
verboten würde. 

Hierauf wurde mit Einmut beſchloſſen, vollſtändige 
Neutralität in dieſer Angelegenheit zu wahren. Mit Ge— 
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nugtuung konnte konſtatiert werden, daß ſämtliche Kollegen, 
die Aufgaben und Pflichten die ſie ihrer Stellung und 
dem Genoſſenſchaftsweſen ſchuldig ſind richtig erfaßt haben. 

Als nächſter Verſammlungsort beliebte Luzern, wo— 
ſelbſt die nächſte Frühjahrshauptverſammlung am erſten 
oder zweiten Sonntag im Mai 1911 abgehalten wird. 

Bei der allgemeinen Umfrage erklärte der Vorſitzende 
als wünſchenswert, daß, nachdem die Verwaltungskom— 
miſſion in Baſel in verdankenswerter Weiſe den „Schweiz. 
Konſumverein“ uns als Publikationsmittel zur Verfügung 
geſtellt, dieſes Organ auch von allen Mitgliedern abonniert 
werde. Eine bezügliche Erhebung ergab, daß acht von 
den anweſenden Mitgliedern den „Konſumverein“ von den 
betreffenden Konſumverwaltungen gratis erhalten, mehrere 
derſelben auf eigene Koſten, der größere Teil aber gar 
nicht abonniert hatte. Aus der Mitte der Verſammlung 
wurde der Autrag geſtellt für die Letztgenannten das Blatt 
ab 1. Okt. bis 31. Dez. 1910 auf Rechnung der Vereins- 
kaſſe zu abonnieren. 

Dieſem Antrage wurde beigeſtimmt, mit dem allſeitigen 
Wunſche es möchten ab 1. Januar 1911 ſämtliche Konſum— 
verwaltungen den „Schweiz. Konſumverein“ an ihre Bäcker— 
meiſter gratis abgeben. 

Schluß der Verſammlung 12½ Uhr, anſchließend ge- 
meinſchaftliches Mittageſſen. E. 

Aarau. (K. -Korr.) Wir ſtehen wieder einmal vor der 
Furcht eines Milchaufſchlages. Die Herren Vorſtandsmit⸗ 
glieder des Verbandes agargauiſcher Milch- und Käſerei— 
genoſſenſchaften haben alſo beſchloſſen: bei den bevor— 
ſtehenden Wintermilchverkäufen ſei an einem Aufſchlag 
gegenüber der Sommermilch von 20 — 30 Cts. für Käſerei⸗ 
milch und an einem ſolchen von 50 Cts. bis 1 Fr. für 
Konſummilch feſtzuhalten. Auch der aargauijche Käſer— 
verband hatte ſich letzthin mit der Milchpreisfrage befaßt 
und gefunden, die alten Preiſe ſollten beſtehen bleiben, da 
die Ausbeute der Wintermilch infolge des teilweiſe ſehr 
ſchlechten Futters gering, und zudem viel Ausſchußkäſe zu 
befürchten ſei. Es ſollte dies ein frommer Wunſch der 
Käſer bleiben, da die Bauern anders beſchloſſen haben. 

Damit ſtehen wir alſo wiederum vor einem Milchauf— 
ſchlag, denn es iſt nicht wohl anzunehmen, daß die Zwiſchen— 
händler und Käſer den ihnen von den Produzenten auf— 
oktroyierten Mehrpreis an ſich tragen wollen; da muß der 
Konſument her. 

In Aarau bezahlen wir die Milch mit 24 Cts.; es 
iſt dies ſo ziemlich der höchſte Preis an größeren Induſtrie— 
orten. Nun munkelt man ſchon lange, daß die Aelteſten 
des Milchhändlerverbandes früher ſchon geneigt geweſen 
wären aufzuſchlagen, aber die „Kleinen“ hätten nicht gewollt. 
Jetzt, da ſie für den Ankauf mehr anlegen müſſen, werden 
ſie wollen müſſen und die Einwohnerſchaft wird bald mit 
einem „kleinen Aufſchlag, der aber nur notgedrungen er— 
folgte“, beglückt werden; ſo wirds gemacht, dieſe Taktik 
hat ſich bewährt. 

Nun kommen aber die guten Milchhändler, um der 
Sache etwas vorzugreifen, in arge Verlegenheit wegen der 
Höhe des Auſfſchlages. Als ſeinerzeit ein Aufſchlag von 
22 auf 24 Cts. erfolgte, hatte man den Milchhändlern 
nahegelegt, 23 Cts. tätens auch. Sie meinten: Ja wir 
wären ſchon mit dem einen Rappen zufrieden, wenn aber 
jemand nur einen halben Liter Milch kauft kommen wir 
in Verlegenheit, da man den „ungeraden“ Rappen nicht 
teilen kann und deshalb ſchlagen wir lieber gleich zwei 
Rappen auf, damit es „gerade“ iſt. So wird es jedenfalls 
auch in Zukunft gehalten werden. Damit der „ungerade“ 
Rappen vermieden wird, geht es ohne Zweifel nicht auf 
25, ſondern gleich auf 26 Cts., „damit es gerade iſt“! 

— (K.⸗Korr.) Die italienische ſozialdemokratiſche 
Partei hat auf dem Platze Aarau einen neuen Konſumladen 
eröffnet, wo faſt ausſchließlich italieniſche Produkte ver- 
mittelt werden Der Bau des zweiten Kanals des Elektri— 
zitätswerkes hat die Italiener in großen Scharen nach Aarau 
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gebracht und auch die Fabrikanten der Textil- und Stroh— 
induſtrie beſchäftigen viele italieniſche Arbeiterinnen. 


Es iſt indeſſen eine bekannte Tatſache, daß ſich der 


italieniſche Arbeiter nicht gern der neutralen Genoſſenſchafts— 
organiſation anſchließt; Verſuche in dieſer Beziehung ſchlagen 
gewöhnlich fehl. Der Italiener will alles ſeparatiſtiſch be— 
handelt haben: die Sozialdemokraten und chriſtlich Organi— 
ſierten gründen für ſich Genoſſenſchaften und der „Wilde“ 
frequentiert die Lädeli ſeines Landsmannes, die jeweilen wie 
Pilze beim Regenwetter aus dem Boden ſchießen, ſobald 
ein größeres Unternehmen die Italiener in größerer Anzahl 
anlockt. Es liegt dies in der Natur der Sache, indem es 
einem Konſumverein oft nicht möglich iſt, die italienischen 
Produkte alle zu halten, wie ſie der Italiener wünſcht. 
Die ſozialdemokratiſchen Italiener haben in Aarau auch 
eine Wirtſchaft gepachtet, die von einem Geranten geleitet 
wird. Auch dieſes Unternehmen beruht auf genoſſenſchaft— 
licher Baſis und weiſt eine gute Frequenz auf. Anſchließend 
an dieſe Gründung iſt nun auch der oben erwähnte Konſum— 
laden getreten, der die Italiener mit den nötigen Produkten 
ihrer Heimat verſorgen wird. 

Der Konſumverein Aarau wird dadurch in keiner Weiſe 
berührt, da, wie ſchon erwähnt, es nicht möglich war, die 
Italiener an den Konſumverein zu feſſeln. 


Baſel. C. Hohler-Graf. Schon wieder hat der 
A. C. V. Baſel den Hinſchied eines bewährten Genoſſen— 
ſchafters zu beklagen. Herr C. Hohler-Graf, der letzte 
Aktuar des Verwaltungsrates, iſt am 22. Oktober einem 
ſchweren Magenleiden, das ſeit längerer Zeit an ihm zehrte, 
erlegen. Hohler, im bürgerlichen Leben ein Werkmeiſter 
— er ſtand auch lange Jahre der Sektion Baſel des Werk— 
meiſtervereins als Präſident vor — gehörte ſeit 1902 den 
Behörden des A. C. V. au, zuerſt als Mitglied des Genoſſen— 
ſchaftsrates, ſeit 1906 dem Verwaltungsrate und betätigte 
ſich nacheinander in der Redaktions-, Schlächterei- und 
Brennmaterialien-Kommiſſion; ſeit 2 Jahren war er auch 
Aktuar des Verwaltungsrates. 

Wir werden dem Verſtorbenen ein gutes Andenken 
bewahren. 

„ — Mitte Oktober tagte der Genoſſenſchaftsrat 
der Birseck'ſchen Produktions- und Conſum— 
genoſſenſchaft (Baſelland) in Baſel. Den Verhandlungen 
wohnte auch eine Abordnung des Perſonals bei. 


Ueber das eine Haupttraktandum, Ankauf der Liegen— 
ſchaften der Basler Eisgeſellſchaft in Oberwil, referierte 
der Vorſitzende, Herr Oberrichter Gutzwiller. Die betreffende 
Liegenſchaft hat einen Flächeninhalt von 322 Aren und 
die verſchiedenen Gebäulichkeiten, teilweiſe mit Geleiſe— 
anſchluß, haben einen Schatzungswert von rund Fr. 40,000. 
Als Kaufpreis iſt die Summe von Fr. 65,000 vereinbart 
worden. Dieſe Liegenſchaften werden ſelbſtverſtändlich nicht 
zu Spekulationszwecken Verwendung finden, ſondern dienen 
ausſchließlich den immer ſteigenden Bedürfniſſen der Ver— 
waltung. 

Ueber eine zweite Vorlage referierte der Verwalter, 
Herr Landrat Zumthor. Die Entwicklung der Genoſſen— 
ſchaft verlangt gebieteriſch räumliche Ausdehnung des 
Magazins, wofür die jetzigen Bureauräumlichkeiten in An— 
ſpruch genommen werden ſollen. Für die Zentralverwaltung 
ſoll ein beſonderes Gebäude im Koſtenvoranſchlage von 
Fr. 25— 30,000 erſtellt werden. 

Beide Vorlagen wurden ſozuſagen einſtimmig ge— 
nehmigt und die verlangten Kredite bewilligt. 

Aus den geſchäftlichen Mitteilungen notieren wir die 
Barablieferungen der Depots in den erſten neun Monaten 
dieſes Jahres, nämlich Fr. 1,059,970 gegenüber Fr. 878,044 
von Januar bis September 1909. 

Sogar in Binningen, einer mit Baſel baulich ver— 
bundenen Ortſchaft, ſind die Wareneinnahmen trotz der 
genoſſenſchaftlichen Konkurrenz des dortigen Lebensmittel— 
vereins um Fr. 37,781 geſtiegen. 


„ Mollis. Wie wir dem handſchriftlichen Bericht 
pro 1909/10 entnehmen, war die Generalverſammlung 
der Mitglieder am 4. September d. J. nicht gut gelaunt. 
Die Auträge der Verwaltung die Anteilſcheine künftig mit 
5% anſtatt mit 8% zu verzinſen und das „Genoſſen— 
ſchaftliche Volksblatt“ für die Mitglieder zu abonnieren 
ſowie die Jahresrechnung im Drucke erſcheinen zu laſſen, 
wurden verworfen. Wir möchten der Verwaltung emp— 
fehlen bis zur nächſten Hauptverſammlung eine regere 
Propaganda zu entfalten und die Mitglieder mit dem 
Weſen der Genoſſenſchaft etwas vertrauter zu machen. 
Dann wird der Appell vom ſchlecht unterrichteten Genoſſen— 
ſchaftsvolk an das beſſer unterrichtete nicht ungehört ver— 
hallen und die Verminderung der Mitglieder im Jahre 
1909/10 wird ſicherlich wieder wett gemacht werden. 

Aus der Bilanz notieren wir Baarmittel und Wert— 
ſchriften Fr. 4474, Warenvorräte nach Abſchreibung von 
25% Fr. 11,915, Buchguthaben Fr. 5813, Anteitjchein- 
kapital Fr. 13,882, unbezahlte Rechnungen Fr. 1111. 

Den Ueberſchuß von Fr. 6814 hat die Generalver— 
ſammlung wie folgt verteilt: Fr. 1300 dem Reſervefonds, 
Fr. 2672 den Mitgliedern (10%), Fr. 1452 den Nichtmit⸗ 
gliedern (8%) und Fr. 1310 Vortrag auf neue Rechnung. 


„ Murg. Die vom Verbandsreviſor geprüfte und 
in allen Teilen richtig befundene Jahresrechnung des 
Kouſumvereines Murg pro 1909/10 weiſt an Kaſſaein— 
nahmen Fr. 48,090 auf. An Kapitalzinſen mußten Fr. 
1467 und an Steuern 170 Fr. verausgabt werden. Dank 
der zahlreichen Eintritte (31) erhöhte ſich der Umſatz von 
Fr. 24,431 auf Fr. 49,492 wobei ein Ueberſchuß von Fr. 
907 erzielt wurde. Die Verwaltung legt ihr Hauptaugen— 
merk auf niedrige Preiſe und weniger auf hohe Rückver— 
gütungen, die dem ſt. galliſchen Fiskus ein willkommenes 
Steuerobjekt ſind. Immerhin können auf die eingeſchrie— 
benen Bezüge 5°» rückvergütet werden. 

Die Bezüge vom Verband betrugen Fr. 22,000 gegen— 
über Fr. 7000 im Vorjahre. 

Auf dem Inventarwert der Waren find 21% abge- 
ſchrieben und auf den ausſtehenden Guthaben Fr. 200 
als dubios in Abzug gebracht worden. 

Im Verlaufe des Berichtsjahres ſind Haushaltungs— 
artikel, Glas- und Thonwaren, Droguerieartikel und Wurſt— 
waren eingeführt worden, die befriedigenden Abſatz fanden. 
Als Propagandamittel diente das „Genoſſenſchaftliche Volks— 
blatt“ ab 1. Januar 1910. 


„„ Tavannes. Die Cooperative erzielte im Jahre 
1909/10 bei ſtationärem Mitgliederbeſtand (396) einen 
Umſatz von Fr. 198,192 oder Fr. 15,750 mehr als im 
Vorjahre. Die Austritte infolge Wegzuges aus der von 
der Kriſis der Uhreninduſtrie betroffenen Gegend wiegen 
die Eintritte auf. Wie bereits in der „Umſchau“ von 
Nr. 41 berichtet, entfallen 60,3% der Einkäufe auf die 
Basler Großeinkaufsſtelle, welchem Beiſpiel von Genoſſen— 
ſchaftstreue die Mitglieder bei ihrer Bedarfsdeckung nach— 
folgen dürften. 

Die Bäckerei hat aus 500 Säcken Mehl 74,624 kg 
Brot hergeſtellt, oder aus 100 kg Mehl 133 kg Brot. 
Unter Berückſichtigung der Rückvergütung ſtellt ſich der 
Brotpreis auf 31,6 Cts. für das kg Weißbrot und 26 Cts. 
für das kg Mittelbrot. 

Die Bilanz ſetzt ſich zuſammen aus Fr. 50,590 Waren, 
Fr. 1489 Barſchaft und Wertſchriften, Fr. 9301 Mobilien, 
Fr. 4988 Debitoren, Fr. 141,878 Immobilien, Fr. 122,750 
Hypotheken, Guthaben der Bank Fr. 32,998, Kreditoren 
Fr. 18,964, Genoſſenſchaftskapital Fr. 9276, Obligationen 
Fr. 7550 und Reſerven Fr. 7800. Nebſt einem feſten Skonto 
von 5“ an die Bezüger ſtehen zur Verfügung der Geueral— 
verſammlung noch Fr. 3863, die zur Ausrichtung einer 
2 bis 3 prozentigen Rückvergütung berechtigen. Die Gut— 

haben bei den Mitgliedern ſind wahrſcheinlich infolge der 
Kriſis um Fr. 1800 geſtiegen. 


Deutſchland. 


Vom 51. Genoſſenſchaftstag des Allgemeinen 
Verbandes der auf Selbſthilfe beruhenden deut— 
ſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 
Der Verband hielt ſeinen diesjährigen Genoſſenſchaftstag 
im Bad Nauheim ab. Die Verhandlungen gingen in den 
Tagen vom 5.—8. September in ſechs Hauptverſamm— 
lungen vor ſich und zeitigten einige Anregungen und Be— 
ſchlüſſe, die auch die Konſumvereine und ihre nächſten 
Grenzgebiete berühren. 

Nachdem in der 1. Hauptverſammlung gemeinſame 
Verbandsangelegenheiten formeller Natur erledigt waren, 
brachte die 2. Hauptverſammlung einen Antrag des An— 
walts, welcher das Handwerkergenoſſenſchaftsweſen um eine 
neue Aſſoziationsform bereichert. Um dem Handwerker- 
ſtand eine größere Beteiligung an der Herſtellung öffent— 
licher oder privater Arbeiten zu ermöglichen, wird ihm 
die Gründung von Genoſſenſchaften, die dieſem Zwecke 
dienen ſollen, empfohlen. Es handelt ſich im Weſentlichen 
alſo um die Organiſation von Submiſſions- oder Ver- 
ding-Genoſſenſchaften, indes iſt in dem betreffenden 
Antrag dem Kinde kein Name gegeben worden. Dagegen 
wurden die Grundſätze der Einrichtung und des Betriebes 
durch eine „Geſchäftsanweiſung“ genau umſchrieben. Bei 
der Gründung ſoll beſonders in Erwägung gezogen werden, 
ob die Behörden oder eine größere Anzahl Unternehmer 
am Sitze der zu begründenden Genoſſenſchaft in regel— 
mäßiger Folge Arbeiten und Lieferungen vergeben. Ferner 
muß die Gewißheit vorhanden ſein, daß ſich erfahrene, zur 
Geſchäftsleitung geeignete Handwerksmeiſter finden, die 
gewillt ſind, die Leitung zu übernehmen. Das einzelne 
Mitglied einer ſolchen Genoſſenſchaft darf bei einer von 
Seiten einer Behörde oder eines Privaten öffentlich bekannt 
gemachten Verdingung ſich nur daun beteiligen, wenn die 
Genoſſenſchaft verzichtet, als Bewerber aufzutreten. Die 
Verteilung der Arbeiten auf die einzelnen Genoſſen, die 
Ausübung der Kontrolle bei der Anfertigung der Arbeit, 
die Verteilung von Abſchlagszahlungen, der gemeinſchaft— 
liche Bezug von Rohſtoffen uſw. wird in einer Geſchäfts— 
anweiſung geregelt, wozu, wie bemerkt, der Antrag ein 
allgemeines Schema lieferte. Antrag und Geſchäftsanweiſung 
wurden ohne nennenswerte Veränderungen angenommen. 

In der 3. Hauptverſammlung beſchäftigte man ſich 
mit den Angelegenheiten der Baugenoſſenſchaften. Es 
lag ein Antrag von Seiten des Vorſtandes der Bau— 
genoſſenſchaften Deutſchlands vor, der auf die Erleich— 
terung der Seßhaftmachung der Arbeiter auf 
eigener Scholle durch eine liberalere Handhabung be— 
ziehungsweiſe Umänderung der geſetzlichen Beſtimmungen 
in Sachen der Rentengutsbildung abzielt. Um die An— 
ſiedlung von Arbeitern zu erleichtern, ſollen die Gemeinden 
oder weitere Kommunalverbände die Bürgſchaft für die 
von den Verſicherungsanſtalten auf Rentengüter begebenen 
Nachhypotheken übernehmen oder aber die von den Ver— 
ſicherungsanſtalten zu billigem Zinsfuß den Kreiskommunal— 
verbänden zur Verfügung geſtellten Kapitalien ſeitens der 
Kreiſe unter geringem Nutzen an die einzelnen Renten— 
gutsnehmer weiter ausgeliehen werden. Nach den geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen decken nämlich die Rentenbanken 
höchſtens 75% des Kaufpreiſes des Rentengutes, während 
die Arbeiter in der Regel nicht in der Lage ſind, das nötige 
Reſtkaufgeld zu beſchaffen. Anderſeits beſteht für die Ver— 
ſicherungsanſtalten eine Beſtimmung, wonach die Hergabe 
von Hypotheken, die im Range den grundbuchmäßig ein— 
getragenen Rentenbankrenten nachſtehen, nur dann geſtattet 
iſt, wenn der Kreiskommunalverband oder die Gemeinde 
die Bürgſchaft übernimmt. Der Antrag, der darauf ge— 
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richtet iſt, dieſe Hinderniſſe hinwegzuräumen, wurde an— 
genommen. — Von einſchneidender Bedeutung für die 
Praxis der Baugenoſſenſchaften iſt ein von dem Verbands⸗ 
anwalt, Prof. Dr. Crüger, eingebrachter Antrag. Be— 
kanntlich iſt es Grundſatz einer großen Gruppe deutſcher 
Baugenoſſenſchaften, insbeſondere der auf dem Prinzip 
des gemeinſchaftlichen Eigentums beruhenden Bau- und 
Sparvereine, daß die Mietzinſe nicht geſteigert werden 
ſollen. Dagegen wendet ſich nun der Antrag Dr. Crügers, 
der von der Vorausſetzung ausgeht, daß bei der Miet— 
zinskalkulation vor allem die Rentabilität in Betracht zu 
ziehen iſt. Aus der Miete ſollen die Betriebsunkoſten, die 
allgemeinen Geſchäftsunkoſten, die Zinſen, die notwendigen 
Abſchreibungen, eine angemeſſene Dotierung der Reſerven 
und 4% Dividende für die Geſchäftsguthaben aufge— 
bracht werden. Sobald die Mietserträge hiefür nicht ausreichen, 
iſt nach dem Tenor des Antrags eine angemeſſene 
Steigerung der Mieten vorzunehmen und wo 
ſich in dem Statut oder den Geſchäftsbedingungen 
die Beſtimmung findet, daß die Mieten nicht ſteiger— 
bar ſind, iſt dieſelbe auf ordnungsmäßigem Wege 
zu beſeitigen. 

Wiewohl der Verbandsanwalt Dr. Crüger auch in der 
Auffaſſung des Baugenoſſenſchaftsweſens ſeinen individua— 
liſtiſch-mancheſterlichen Standpunkt nicht verleugnen kann, 
iſt doch ſein Antrag durchaus am Platze, denn der Aus- 
ſchluß der Mietsſteigerung iſt ein unzweckmäßiger, die 
gleichmäßige ökonomiſche Entwicklung der Baugenoſſen— 
ſchaften hemmendes Prinzip, da es die Organiſationen aus 
der allgemeinen Marktlage heraushebt und ungefähr in 
die Situation jener Konſumvereine bringt, die billiger als 
zu den ſoliden lokalen Marktpreiſen verkaufen. Mit Recht 
wurde in der Diskuſſion bemerkt, daß die Baugenoſſen— 
ſchaften in erſter Linie nicht billige, ſondern gute und ge— 
ſunde Wohnungen zu ſchaffen hätten, und daß in vielen 
Fällen die Erhöhung der Mieten infolge beſonderer Er— 
eigniſſe nötig geworden ſei, obwohl die urſprüngliche Kalku⸗ 
lation zunächſt richtig geweſen wäre. Die Genoſſenſchaften 
müſſen eben den allgemeinen ökonomiſchen Bewegungen 
folgen, wenn fie ihre Lebenskraft erhalten ſollen. Dagegen 
iſt es unſeres Erachtens nicht nötig, daß auf die Geſchäfts— 
guthaben nicht weniger als 4% Dividende ausgeſchüttet 
werden. Der Antrag des Anwalts wurde einſtimmig an— 
genommen. — Ein von dem Verband ſchleswig-holſteiniſcher 
Baugenoſſenſchaften geſtellter Antrag wendet ſich gegen die 
vom Reichsverſicherungsamt vorgenommene Erhöhung des 
Zinsfußes für die den Baugenoſſenſchaften gewährten Dar⸗ 
lehen, in welcher eine ſchwere, vielfach geradezu verhäng— 
nisvolle Wirkung für den Beſtand der Bauvereine und 
für die Entwicklung der ganzen baugenoſſenſchaftlichen Be— 
wegung geſehen wird. Die Verfügung ſoll aufgehoben, zum 
mindeſten aber nicht auf die bisher gewährten Baudarlehen 
ausgedehnt werden. Auch dieſer Antrag wurde gegen 
wenige Stimmen, die eine noch entſchiedenere Haltung 
wünſchten, angenommen. 

Die 4. Hauptverſammlung war wiederum gemein- 
ſamen Angelegenheiten aller Genoſſenſchaften gewidmet. 
Es wurde den Genoſſenſchaften für den Geſchäftsbericht 
eine Spezialiſierung der Gewinn- und Verluſtrechnung 
empfohlen, für die Aufhebung der Scheck- und Quittungs— 
ſtempel eingetreten, für die Errichtung und den Betrieb 
elektriſcher Zentralen die Form der Genoſſenſchaft für un— 
geeignet, dagegen mit dem Zweck der Zuleitung elektriſcher 
Kraft von der elektriſchen Zentrale an die Abnehmer für 
zuläſſig erklärt und ſchließlich vom Anwalt wiederum gegen 
die Zuſammenfaſſung von Genoſſenſchaften in 
zentralen Organiſationen Front gemacht. Verworfen 
wurde auch die Verbindung von Waren- und Kredit— 
geſchäften ſowohl in Hinſicht auf den Wirkungskreis der 
Kredit- und Konſumvereine wie der landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und Baugenoſſenſchaften. Die Umwand— 
lung von Kreditgenoſſenſchaften in Aktiengeſell— 
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ſchaften ward von dem Anwalt als „nicht in den wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſen, ſondern in den Nebenabſichten 
einzelner Perſonen begründet“ bezeichnet und mit aller Ent- 
ſchiedenheit wurden „kapitaliſtiſche Entwicklungstendenzen“ 
in Abrede geſtellt. Die wirtſchaftliche und ſoziale Not- 
wendigkeit dieſer Kreditorganiſationen, betonte der Anwalt, 
ſei unberührt geblieben durch die Entwicklung der wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe und weder die Entwicklung der 
Sparkaſſen zu Bankinſtituten noch die Errichtung von 
Filialen der Banken böten einen Erſatz für die Kredit— 
genoſſenſchaften, während die nur noch langſam fort— 
ſchreitende örtliche Verbreitung des Schulze -Delitz'ſchen 
Kreditgenoſſenſchaftsweſens in der großen Zahl der be— 
ſtehenden Vereine ihre natürliche Erklärung finde. 

In der 5. Hauptverſammlung kamen ſodann Ange— 
legenheiten der Konſumvereine zur Sprache. 
Hiezu lag ein Antrag der Anwaltſchaft vor, demzufolge 
der Allgemeine Genoſſenſchaftstag ſeine Auffaſſung aufs 
neue dahin bekräftigen ſollte, „daß es ausſchließlich Auf— 
gabe der Konſumvereine iſt, die Mitglieder mit preis— 
werten und guten Lebensmitteln zu verſorgen, ſowie durch 
ſtrenge Aufrechterhaltung des Grundſatzes: Verkauf gegen 
bar, der Borgwirtſchaft entgegenzutreten, Ordnung und 
Sparſamkeit zu fördern.“ Des Weiteren regt der Antrag 
an, daß der Bildung von Notfonds und Sterbekaſſen 
entſchieden widerraten werde, dagegen ſeien die Mitglieder 
über die Vorteile der Volksverſicherung aufzuklären 
und zu deren Benutzung anzuhalten. Der Antrag wurde 
mit großer Majorität angenommen, nachdem ein auf einen 
früheren Beſchluß zurückgreifender, die „vollſte“ Unter— 
ſtützung gemeinnütziger Beſtrebungen betreffender Paſſus 
durch Streichung der ſuperlativen Anweiſung abgeſchwächt 
worden war. 

Hierauf folgte ein Bericht über Konſumvereine 
und Beamte, in welchem der Referent, Senator Ernſt, 
mit den Kleinhändlern etwas ſchärfer ins Gericht gegangen 
zu ſein ſcheint, als die freund-nachbarlichen Beziehungen 
mit den im Verbande hauptſächlich organiſierten Mittel— 
ſtandsgruppen erlaubten. Sowohl der Anwalt, Dr. Crüger, 
als auch einige Konſumvereins-Vertreter verurteilten den 
„gehäſſigen Angriff“, worauf Herr Ernſt in ſich ging und 
ſein Bedauern darüber ausſprach, einen zu ſcharfen Ton 
angeſchlagen zu haben. Und ſo lächelte über die im Ver— 
bande vereinten Gegenſätze wieder die Sonne des Friedens 
und man konnte nun mit einiger Seelenruhe auf die die 
Stärkung der Konſumvereine bezweckenden Propaganda— 
Vorſchläge eingehen, welche dem Genoſſenſchaftstag in 
einem Antrag des Lüdenſcheider Konſumvereins unterbreitet 
wurden. Danach ſoll den Konſumvereinen als geeignete 
Mittel zur Reklame und Agitation empfohlen werden: 
1. Regelmäßiges und wirkungsvolles Inſerieren in den 
geleſenſten Lokalblättern unter Angabe der jeweils wich— 
tigſten Bedarfsartikel. 2. Zeitweilige Veröffentlichung über 
die Geſchäftslage der Genoſſenſchaften mit Angabe über 
Gründungsjahr, Umſchlag, Rückgewähr, Mitgliederzahl, 
Verkaufsſtellen, Eigenproduktion uſw. 3. Geſchmack- und 
wirkungsvolle Ausſchmückung der Schaufenſter mit ge— 
eigneten, hauptſächlich Reklameartikeln. 4. Verkauf nur 
erſtklaſſiger, preiswerter Ware zu Tagespreiſen. 5. Sauber— 
keit und Ordnung in Verkaufs- und Lagerräumen, ſowie 
freundliche und aufmerkſame Bedienung. 6. Errichtung 
von Werbe- und Agitationskommiſſionen. 7. Verſand ge— 
druckter Jahresberichte und Bilanzen an Behörden, Kor— 
porationen, Zeitungen und Freunde des Genoſſenſchafts— 
weſens. 8. Unterſtützung gemeinnütziger und wohltätiger 
Inſtitute und Veranſtaltung volkstümlicher Vorträge und 
Unterhaltungsabende. 

Mit Ausnahme des Punktes 6, der auf Widerſtand 
ſtieß, wurde der Antrag in dem hier mitgeteilten Wort— 
laut einſtimmig angenommen. Schließlich begründete der 
Verbandsanwalt noch den von ihm eingebrachten Antrag, 


ſich durch die Steuergeſetzgebung von dem Ver— 
kauf der Waren zu Tagespreiſen nicht abdrängen 
zu laſſen. In Berückſichtigung eines von Kletke-Breslau 
geſtellten Amendements wurde dieſer Antrag dahin er— 
weitert, daß die Vereine auch zur Gewährung von 
Rabatt nur ausnahmsweiſe ſich bewegen laſſen 
ſollten, in welcher Form ſeine einſtimmige Annahme 
erfolgte. 

Ueber die Verhandlungen der 6. und letzten Haupt— 
verſammlung können wir hinweggehen, da ſie ſich faſt 
ausſchließlich auf kreditgenoſſenſchaftliche Angelegenheiten 
bezogen und ſich in ihren höchſten Tönen um die „Er— 
haltung des Mittelſtandes“ bewegten. g. 

— Detailhändler als ſcharfe Gegner des Ra— 
battweſens. Die ſächſiſche Mittelſtandsvereinigung hat 
bei den offenen Ladengeſchäften eine Rundfrage veranſtaltet, 
ob ſie die vollſtändige Beſeitigung des Rabattweſens für 
wünſchenswert und durchführbar halten. Auf dieſe Um— 
frage haben 240 Firmen geantwortet, von denen 195, 
alſo die überwiegende Mehrzahl, die gänzliche Beſeitigung 
des Rabattweſens für höchſt wünſchenswert erklärt haben. 


Der Caſchenkalender des V. S. K. 


hat, wie dies aus den bisher eingelaufenen Beſtellungen 
geſchloſſen werden darf, an Beliebtheit noch nichts einge— 
büßt und zwar mit Recht, wie jeder zugeben wird, der 
die neue Ausgabe pro 1911 prüft. Wir geben im Nach- 
ſtehenden ein Verzeichnis der Artikel: 


Inhaltsverzeichnis. Seite 
Kalendarium, Jahreszeiten, Oſtertafel, Bevölkerungszahlen II- VI 
Merktafel, Adreſſen 1—2 
Tagesnotizen, Kaſſanotizen 3—66 
Die Organijation des V. S. K. 6778 
Die Mitglieder der Verbandsbehörden 79 


Verzeichnis der Delegiertenverſammlungen u. Kontrollſtellen 80--82 


Verzeichnis der Verbandsvereine mit ſtatiſtiſchen Notizen 83-93 
Die Verbandsvereine nach Kreiſen geordnet 94—99 
Die ſchweiz. Ortſchaften mit Konſumvereinen oder Ablagen 

von ſolchen 105-108 
Die Entwicklung des V. S. K. 109 
Die Bewegung der Verbandsvereine 110 
Statiſtik der Verbandsvereine 111 
Die Verteilung der Verbandsvereine auf die Kantone 112 
Die Vereine mit über 1000 Mitgliedern 113 
Die Vereine mit Umſätzen von über 500,000 Fr. 114 


Stand der Genoſſenſchaftsbewegung in den Ländern Europas 115 
Aus dem Haushalte der ſchweiz. Konſumgenoſſenſchaften 116—118 
Die Verſicherungsanſtalt des V. S. K. 119120 
Der Verein ſchweiz. Konſumverwalter 121 


Das Genoſſenſchafts-Ferienheim in Oberrickenbach 122 
Nützliche Winke für die Ladenkontrolle 123 
Normaldienſtvertrag für Verkäuferinnen 124—130 
Normen zur Berechnung der Flüſſigkeiten in Fäſſern 131—132 
Tabelle der ſpezifiſchen Gewichte 133-134 
Aus der ſchweiz. Handelsſtatiſtik (Spezereihandel von 1897 

bis 1909; Einfuhrzölle von 1850-1909; Zollertrag 

einzelner Hauptartikel. Wichtigſte Herkunfts- und 

Ausfuhrländer) 135—138 
Zollanſätze für die wichtigsten Einfuhrartikel 139—143 
Das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ 144 
Das Laboratorium des V. S. K. 145 
Der Geldverkehr zwiſchen V. S. K. und Vereinen 146— 147 
Verbandsprodukte 148-160 
Allerlei Wiſſenswertes (Erntezeiten für Weizen, Poſtverkehr 

der Welt, Poſtbureaux in der Schweiz, das ſchweiz. 

Eiſenbahnnetz, aus dem Haushalte der Eidgenoſſen— 

ſchaft, Kontrollſtärke des Bundesheeres, Schweizer— 

münzen in Zirkulation, Eiſenbahntunnels, Poſtwert— 

zeichen 1909, Alte und neue Maße und Gewichte) 161— 163 
Flächeninhalt und Bevölkerung der Schweiz 164 
Poſttarife und Münztabelle, Maße und Gewichte 165-168 


Notizblätter. 

Es würde ſich empfehlen, wenn die Vereine das 
Beiſpiel verſchiedener Verwaltungen befolgen und den 
Kalender ihrem Perſonal als Auskunftsmittel in die Hand 
legen würden. Wie bereits mitgeteilt, iſt die Auflage 
auf 2000 Exemplare limitiert worden. Ein Nachdruck 
kann nicht ſtattfinden. Preis 1 Fr., elegant in Leinwand 


wonach den Konſumvereinen dringend empfohlen wird, gebunden. 
Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweig. Konſum vereine. — Verantwortliche Redaktion: Dr. GSekar här. 
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enthält über 1000 Artikel und ersuchen wir die tit. Vereinsverwaltungen 
ihre Mitglieder namentlich auf folgende Artikel aufmerksam zu machen: 
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Waschbretter 
Waschhäien 
Waschmaschinen 
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Verband schweiz. Konsumvereine 
Abteilung Bureauartikel und Buchdruckerei. 
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